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Staat und Kirche. 
Principielle Betrachtungen über das Verhältniß beider zu ein⸗ 
ander aus dem Geſichtspunkte des chriſtlichen Staats, 


nebſt einem Anhange 
über das neue preußiſche Schulaufſichtsgeſetz 
von 


Dr. Auguſt Wilhelm Dieckhoff, 


Profeſſor der Theologie zu Roſtock. 


Leipzig, 
Verlag von Juſtus Naumann. 


1872. 
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Die Trennung von Staat und Kirche, mit der es dem Anſchein 


nach jetzt Ernſt werden ſoll, kann in ſehr verſchiedenem Sinne ver⸗ 


ſtanden werden. 
Am nächſten liegt es, darunter zu verſtehen, daß die Kirchen⸗ 


regierungsgewalt, die in die Hand der Landesherrſchaft gekommen 


iſt, von dieſer wieder getrennt und der Kirche zu eigener und ſelbſt⸗ 


ſtändiger Verwaltung zurückgegeben wird, jo daß dem Staat nur 


das ihm als ſolchem gehörende Recht in Beziehung auf die religiöſen 


und kirchlichen Dinge verbleibt, das ſogenannte Hoheitsrecht, jus 


majestatis oder jus circa sacra. Eine ſolche Trennung von Staat 
und Kirche wird von Vielen als die Bedingung zur Herſtellung des 
rechten, dem Weſen des Staats wie der Kirche gemäßen Verhält⸗ 
niſſes zwiſchen beiden betrachtet. Ich gehe auf eine Beurtheilung 
der hier einſchlagenden Fragen nicht ein. Ich beſchränke mich auf 
die Bemerkung, daß die Trennung von Kirche und Staat in dem 
bezeichneten Sinne, wie auch ſonſt über dieſelbe zu urtheilen ſein 
möchte, jedenfalls nicht im Widerſpruche mit den evangeliſchen und 
reformatoriſchen Verfaſſungsgrundſätzen unſerer Kirche ſtehen würde, 
denn dieſe find auf den Unterſchied der beiden Gewalten, der welt⸗ 
llichen und kirchlichen, und damit auf den Unterſchied zwiſchen der 
zur Gewalt der weltlichen Obrigkeit gehörenden cura religionis et 
sacrorum und der der Kirche gehörenden Kirchenregierungsgewalt 
gegründet. 

Die Trennung von Staat und Kirche in dem e e ‚zus 


nächſt liegenden Sinne ſchließt die Trennung des Staats vom 


Chriſtenthum, das Aufhören des chriſtlichen Staats nicht noth⸗ 
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wendig ein. Eben deshalb ſchlöſſe ſie auch nicht nothwendig E 2 


daß trotz dieſer Trennung das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche 


das des innigſten Verbundenſeins und Zuſammenwirkens bliebe oder 
ſich zu einem ſolchen geſtaltete. | Re 

Die Trennung von Staat und Kirche wird aber auch in einem 
ganz anderen Sinne verſtanden, nämlich in dem Sinne des religions⸗ 
loſen Staats, wonach die Trennung des Staats von der Kirche 
identiſch mit der Trennung deſſelben vom Chriſtenthum iſt. Dieſe 
Auffaſſung iſt zur Zeit die herrſchende. Und weiter iſt es That⸗ 
ſache, daß die Trennung von Staat und Kirche in dieſem Sinne 
auch von Vielen gefordert wird, welche keineswegs Willens ſind, 
mit dem chriſtlichen Glauben und mit der Kirche zu brechen, welche 
vielmehr meinen, die ſo verſtandene Trennung von Kirche und Staat 
ſei auch im Intereſſe der Kirche gefordert. Auch in chriſtlichen und 
confeſſionellen Kreiſen iſt unter dem Einfluſſe der naturaliſtiſchen 
Zeitgedanken das Verſtändniß des Begriffs des chriſtlichen Staats 
vielfach verloren gegangen, und damit zugleich die Erkenntniß, daß 
nur von der Baſis des chriſtlichen Staats aus das rechte 1 
niß zwiſchen Staat und Kirche realiſirt werden kann. 1 

Man macht geltend, daß der Staat zu denjenigen natürlichen 
Ordnungen menſchlichen Gemeinſchaftslebens gehört, welche nichet 
erſt mit der Kirche und durch die Gnadenthaten Gottes, auf denen 
die Kirche ruht, geſetzt ſind, ſondern ihrem Weſen und ihrer Sub⸗ 
ſtanz nach vor der Kirche und unabhängig von derſelben da ſind. 
Von ſolchen natürlichen Ordnungen gelte eben deshalb, daß ſie in 
dieſem ihrem eigenen Weſen und ſelbſtändigen Beſtande durch die 
Kirche, durch das Chriſtenthum nicht verändert werden können, ohne 
in ihrer eigenen Wahrheit zerſtört zu werden, daß ſie alſo durch die 


Kirche, durch das Chriſtenthum in ihrem eigenen Weſen und ſelb— | 4 


ſtändigen Beſtande auch nicht verändert werden dürfen. Die Wahr⸗ 
heit des Staats, die rechte Verwirklichung ſeiner Aufgaben hänge 


N davon ab, daß das Leben und Thun des Staats dem nicht erſt durch 

das Chriſtenthum, ſondern unabhängig von demſelben mit ihm ſelbſt 

Be. geſetzten natürlichen Weſen deſſelben und den darin liegenden Ge- 

. ſetzen entſpreche. Dem eigenen natürlichen Weſen des Staats ſeien 

die Normen und Zielpunkte für Leben und Thun des Staats zu 

entnehmen. Der Begriff des chriſtlichen Staats ſei alſo ein un- 

echter und unberechtigter, ja ein inhaltsloſer.“) Auch das rechte 

Verhältniß zur Kirche habe der Staat von der Baſis ſeines recht⸗ 

erfaßten eigenen natürlichen Weſens aus zu finden. Von chriſtlicher 

Seite wird zur Rechtfertigung dieſer naturaliſtiſchen Auffaſſung vom 

Staat auch wohl geltend gemacht, daß auch ein Volk, das in der 

Art ein chriſtliches iſt, daß ſeine ſämmtlichen Glieder zugleich Glieder 

der äußerlichen Kirche Chriſti ſind, doch als Ganzes nur ein Glied 

der natürlichen, unwiedergeborenen Menſchheit ſei, als Volk nicht 

ein Glied der von dem Geiſte Chriſti beſeelten Gemeinde der Gläu⸗ 

bigen ſein könne. Und ſo könne es denn alſo auch immer nur die 

Aufgabe des Staats und der Staatsobrigkeit ſein, den natürlichen 
Volkswillen zu vollbringen.“) 

Es liegt den Sätzen dieſer naturaliſtiſchen Auffaſſung vom 

Staat — das darf nicht überſehen werden — ein bedeutungsvolles 


*) So urtheilt ſchon Locke, deſſen Theorie für die moderne, naturaliſtiſche 
Staatslehre von ſo großem Einfluß geworden iſt. Locke fordert vollſtändige 
Trennung von Kirche und Staat. Der Staat hat es nach ihm nur mit dem 
leiblichen Wohl, dem zeitlichen Leben zu thun, die Kirche nur mit dem 
Seelenheil. So wird dann von Locke der chriſtliche Staat ſchlechthin ver— 
neint, ja als etwas bezeichnet, das gar nicht exiſtirt. Es gibt zwar Städte 
und Königreiche, die den chriſtlichen Glauben angenommen haben, aber ſie 
haben ihre alten Regierungsformen beibehalten, in welche das Geſetz Chriſti 
gar nicht eingegriffen hat. „Chriſtus hat die Menſchen nur gelehrt, wie ſie 

5 durch den Glauben und gute Werke das ewige Nen erlangen mögen, aber 
. er hat keinen Staat gegründet.“ 

RN Vgl. von Scheurl, Bekenntnißkirche und Landeskirche, Erlangen 
1868 S. 36 f. 
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Wahrheitsmoment zu Grunde. Es iſt ja eee 1500 Pe: 


der Staat zu denjenigen natürlichen Ordnungen menſchlichen Ge- 12 
meinſchaftslebens gehört, welche vor und außer dem Chriſtenthum 


und ſomit auch dem Chriſtenthum gegenüber gegebenes ſind. Und 
ſo iſt es denn auch wahr und muß als wahr auch für den Chriſten 
und die chriſtliche Betrachtung feſtſtehen, daß das Weſen und die 


Natur des Staats erkannt und zur Geltung gebracht werden muß, 
damit es zur rechten Verwirklichung deſſelben und zur rechten Löſung 


der ihm geſetzten Aufgaben kommen kann. Es iſt ein unberechtigtes 
chriſtliches Phantaſiren, wenn man die ſelbſtändige Natur des Staats 
nicht zur Baſis aller Betrachtungen über den Staat, über feine Auf- 
gaben und über die Mittel und Wege macht, die ihm zur Löſung 
ſeiner Aufgaben zu Gebote ſtehen. Niemand zweifelt daran, daß 
die verzogenen menſchlichen Figuren auf mittelalterlichen Bildwerken 


trotz der chriſtlichen Schönheit, die in ihnen oft genug ihren Aus⸗ 


druck gefunden hat, Mißbildungen einer noch unvollkommenen Kunſt 
ſind; es iſt ein wahrer Fortſchritt, daß man die anatomiſchen Ge⸗ 
ſetze des Körperbaus zum Fundamente der bildenden Künſte gemacht 
hat, und es wäre unſtreitig widerſinnig, wenn man ein Zurückweiſen 
dieſer Entwickelung als Forderung der chriſtlichen Kunſt hinſtellen 
wollte. Es iſt das Charakteriſtiſche der modernen Entwickelungen, 


überall darauf zu dringen, daß ein Jedes aus dem Weſen und den 


Geſetzen ſeiner Natur erkannt und demgemäß behandelt werde. Im 
Intereſſe des Chriſtenthums liegt kein Grund vor, ſich dem Berech⸗ 
tigten in dieſem Grundſatze der modernen Kultur zu verſchließen. 
Das Berechtigte darin ſteht mit dem Chriſtenthum und ſeinen 
Forderungen ſo gewiß nicht im Widerſpruche, als auch Chriſtenthum 


und Kirche eine von Gott geſetzte Natur haben, mit welcher zugleich 


die ſelbſtändige Norm und das ſelbſtändige, natürliche Recht ihrer 


Entwickelung und Geſtaltung gegeben iſt. Das Weſen des Staats 


ar 


da find, deren Weſen und Natur etwas mit ihnen ſelbſt geſetztes 
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alles dieſem Weſen des Staats und den darin liegenden im 


entſpricht. 


Allein ſollte darum der Begriff des chriſtlichen Staats ein un⸗ 
berechtigter und dagegen die Forderung des naturaliſtiſchen Staats 
begründet ſein? Sollte es begründet ſein, zu ſagen, der Beruf des 


Staats beſtehe in der Vollbringung des natürlichen Volkswillens? 
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itt alſo als ein ſelbſtändiges auch für das Chriſtenthum, für die 
Kirche da, und die Geſtaltung deſſelben kann nur dann eine rechte 
ſein, wenn ſein eigenes ſelbſtändiges Weſen unverletzt bleibt, und 


Ich meine, gerade in dieſer letzteren Faſſung der Frage tritt 


der Irrthum, der falſche Schluß der naturaliſtiſchen Staatstheorie 


recht offen hervor. 
Die Natur des Staats, die wir im Begriffe deſſelben zu er⸗ 


faſſen ſuchen müſſen, das Weſen dieſer natürlichen Gemeinſchafts⸗ 
ordnung des Staats, iſt etwas ganz anderes als der natürliche 


Wille, den die Menſchen etwa im Staate zur Geltung zu bringen 
ſuchen. Es iſt gar keine Frage, daß der Chriſt in den natürlichen 


Gemeinſchaftsordnungen, die, was ſie als ſolche ſind, auch für ihn 


ſein ſollen, mit ſeinem neuen wiedergeborenen Geiſtwillen leben ſoll, 


daß zwar die Normen, die in der wahren, durch Gottes Schöpfungs⸗ 


ordnung geſetzten Natur der natürlichen Gemeinſchafsordnungen 
liegen, Geſetze ſind, die auch für den Geiſtwillen des Chriſten gelten 


und auch von dem Chriſten nicht ungeſtraft verletzt werden, daß aber 


keineswegs geſagt werden kann, es ſei der Beruf des Chriſten, in 
den natürlichen Gemeinſchaftsordnungen ſeinen natürlichen Willen, 


es iſt ein Unterſchied zwiſchen der Natur, d. h. dem durch Gottes 
Schöpfungsordnung geſetzten Weſen der natürlichen Gemeinſchafts⸗ 
ordnungen und dem natürlichen Willen der Menſchen, mit welchem 
ſie in dieſen Gemeinſchaftsordnungen leben. Man braucht nur dieſen 
für den Chriſten ſelbſtverſtändlichen Unterſchied feſtzuhalten, um auch 


welcher ja der nicht wiedergeborene böfe Wille ift, zu vollbringen. Alſo 
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lichen Staats und feiner für Staat und Kirche jo e Be⸗ 


deutung in der Hand zu haben. 


Es wird zur Vorbereitung für das dienen, was in Betreff des 


Staats auszuführen iſt, wenn wir den Blick zuvor auf einen ver⸗ 


wandten Punkt richten, wo das, worum es ſich handelt, klarer und 
unbeſtrittener vorliegt. 


Ein dem Begriff des chriſtlichen Staats verwandter Begriff iſt 5 
der der chriſtlichen Ehe. Auch die Ehe iſt eine natürliche Ordnung 


menſchlichen Gemeinſchaftslebens, die nicht erſt auf dem Boden des 
Chriſtenthums entſtanden iſt. Dennoch zweifelt wohl niemand, daß 
die chriſtliche Ehe eine höchſt bedeutungsvolle Realität iſt, und daß 
daher auch der Begriff der chriſtlichen Ehe ein berechtigter ſein muß. 


Es iſt eine bekannte Thatſache der Geſchichte, daß das Chriſtenthum 


den tiefeingreifendſten Einfluß auf die Geſtaltung der Ehe gewonnen 


hat, und daß die Ehe in der chriſtlichen Welt ſehr bedeutungsvolle 


Unterſchiede von der Ehe in der außerchriſtlichen Welt darbietet, 


obwohl durch das Chriſtenthum das, was den natürlichen Weſens⸗ 


beſtand der Ehe ausmacht, nicht verändert wird. Die Ehe, wie der 


— 


Staat, iſt als natürliche Ordnung menſchlichen Gemeinſchaftslebens 


zugleich eine ſittliche Lebensordnung, und was eine ſolche fitt- 


liche Lebensordnung in der Wirklichkeit iſt und wird, iſt nicht etwa 


nach Art einer phyſiſchen Naturnothwendigkeit durch ihre natürliche 
Subſtanz bedingt, ſondern hängt von dem Verhalten der Menſchen 
in ihr und zu ihr ab. Was die Ehe wirklich iſt, hängt davon ab, 
wie wir in ihr leben, und wie wir ſie gebrauchen. Und zwar gilt 
dies nicht blos von der Führung der Ehe, die eine ſehr verſchiedene, 
eine gute und böſe ſein kann, während das Weſen der Ehe ſelbſt, 


die Ehe in ihrem Weſensbeſtande, davon unberührt bleibt. Die 


Folgen des Verhaltens der Menſchen zur Ehe greifen bis in den 


Weſensbeſtand der Ehe ſelbſt hinein, der keineswegs ein unveränder⸗ 
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lcher iſt. Der wahre Weſensbeſtand der Ehe hat feine Wirklichkeit 
allein in der monogamiſchen Ehe, die ihrem Begriffe nach unauf 
löslich iſt. Aber die Wirklichkeit dieſes wahren Weſensbeſtandes der 


Ehe iſt keineswegs eine unter den Menſchen unveränderlich geſicherte, 
keineswegs etwa ſo als unveränderliche geſichert, wie die Arten der 


natürlichen Dinge durch die Schöpfung unveränderlich feſtgeſtellt find. 


Es giebt auch Polygamie. Das römiſche Recht erkannte nicht blos 


die Ehe, ſondern auch den Concubinat als berechtigt an. Nicht blos 
die Internationale fordert Weibergemeinſchaft; ſchon Plato, der am 
meiſten ideal und auf das Ewige gerichtete unter den Philoſophen 
des claſſiſchen Heidenthums, hat die Weibergemeinſchaft in ſeinem 
beſten Staate gefordert. Und um das nächſtliegende nicht zu über⸗ 
ſehen, wird denn nicht durch eine immer laxer werdende Ehegeſetz⸗ 
gebung der wahre Weſensbeſtand der Ehe ſelbſt immer mehr unter⸗ 
graben und aufgelöſt? Wenn wir in Betreff der natürlichen Ord⸗ 
nungen menſchlichen Gemeinſchaftslebens von der ihnen eigenthüm⸗ 
lichen Natur, von ihrem Weſen ſprechen, ſo dürfen wir nicht über⸗ 


ſehen, daß ſich keineswegs der Begriff dieſes ihres Weſens mit der 


Wirklichkeit deſſelben unter den Menſchen immer und nothwendig 
deckt, daß vielmehr die tiefgreifendſten Gegenſätze zwiſchen Begriff 
und Wirklichkeit ſtattfinden können, daß es von dem ſittlichen Ver⸗ 
halten, von der ſittlichen Arbeit der Menſchen und Völker abhängt, 
ob und wie weit die Wirklichkeit der natürlichen Gemeinſchaftsord⸗ 
nungen, in denen die Menſchen leben, dem wahren Begriffe derſelben 
entſpricht, und daß ebendeßhalb auch der Begriff von dem wahren 


Weſen ſolcher natürlichen Gemeinſchaftsordnungen gar nicht unmit⸗ 


telbar ihrer Wirklichkeit entnommen werden kann, daß derſelbe viel⸗ 
mehr an ſich erkannt fein will, wenn die Wirklichkeit demſelben foll 
entſprechend geſtaltet werden können. Der wahre Begriff von dem 
Weſen einer natürlichen Gemeinſchaftsordnung ſteht aber, — und 
das wird von entſcheidender Bedeutung für unſre Frage, — obwohl 


er nichts enthält, als das, was das wahre Weſen dieſer natürlichen 
Gemeinſchaftsordnung ausmacht, doch auf dem Boden des natir⸗ 
lichen Bewußtſeins und Willens nicht feſt. In den letzten De⸗ 10 
cennien des vorigen Jahrhunderts war es herrſchende Meinung bei 
Theologen und Philoſophen, daß es unmöglich ſei, einen „geome⸗ 
triſchen“ Beweis wider die Vielweiberei zu führen, daß die Viel⸗ 
weiberei zwar im Neuen Teſtamente verboten jet, welches Verbot 
denn auch die Chriſten binde, daß dieſes Verbot aber nicht in die 
philoſophiſche Sittenlehre gehöre, daß vielmehr nach dem Naturrecht 
die Vielweiberei erlaubt ſei.“) In der That, auf dem Grunde des 
natürlichen Bewußtſeins kann der Begriff vom wahren Weſen der 1 
Ehe nicht feſtgeſtellt werden. Noch viel weniger kann die Wirklichkeit 
der wahren Ehe unter den Menſchen durch den natürlichen Willen 
derſelben ſicher geſtellt werden. Der Begriff von der Ehe als der 
Begriff vom Weſen einer ſittlichen Gemeinſchaftsordnung iſt ein 
ſittlicher Begriff, und als ſolcher kann er, wie alles Sittliche, in feiner 
Wahrheit nur durch die Offenbarung des göttlichen Worts für die 
Menſchen feſtſtehen. Der Begriff vom wahren Weſen der Ehe, wie 
die Wirklichkeit der Ehe nach ihrem wahren Weſensbeſtande, hängen 1 
unauflöslich von der Offenbarung im Worte Gottes, und eben des 
halb auch von dem Chriſtenthum in der Kirche ab, welches auf dem 
Grunde des Wortes Gottes das wahre Weſen der Ehe wahrt und 
bezeugt. Freilich, gerade innerhalb der chriſtlichen Welt kann ſich 
dieſer Zuſammenhang für viele leicht verdunkeln. Es gilt hier, was 
Julius Müller einmal ſagt, daß viele aus dem Strome ſchöpfen, 
ohne ſeine Quelle zu kennen. Die Wirkungen der göttlichen Wort⸗ 

offenbarung und des Chriſtenthums der Kirche im Gebiete des Sitt⸗ 
liiSchen reichen weiter als die Gnadenwirkung des Wortes Gottes zum 
ſeligmachenden Glauben. So erſtreckt ſich auch die Wirkung der 


) Vgl. Chriſtian Wilhelm Franz Walch, Neueſte eee | | 
Th. 9. ©. 471 ff. 
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N göttlichen Wortoffenbarung und des Chriſtenthums der Kirche auf 
die Geſtaltung der Ehe unter den Menſchen weiter, als die Gnaden⸗ 

wirkung der Offenbarung. Es handelt ſich da zunächſt nur um die 
Feſtſtellung des wahren Begriffs von dem Weſen der Ehe, als einer 


ſittlichen Ordnung menſchlichen Gemeinſchaftslebens, und ſo kann ſich 


derſelbe als wahrer Begriff auch ſolchen aufdrängen, die durch das 
Wort Gottes nicht wiedergeboren werden. Es kann bei ſolchen die 


Täuſchung entſtehen, als ob dieſer Begriff von der Ehe als der 


wahre, natürliche Begriff von derſelben, auch abgeſehen von der 
Offenbarung, feſtſtehe. Eben dieſe Täuſchung iſt in unſrer Zeit weit 
verbreitet. Und doch liegt der Beweis für den Irrthum dieſer 
Täuſchung in der Geſchichte der letzten Jahrhunderte, wie ſie identiſch 
iſt mit der Entwickelung des modernen Geiſtes, bereits hell genug 
vor. Der Deismus, der ſich in Herbert von Cherbury mit Ver⸗ 
neinung der poſitiven Offenbarung auf die naturaliſtiſche Baſis 
ſtellte, meinte die Sätze der natürlichen Religion, wie ſie unter dem 
Einfluſſe des Glaubens der Kirche in der mittelalterlichen Scholaſtik 
ausgebildet waren, die Sätze der im Mittelalter ausgebildeten chriſt⸗ 
lichen Schulphiloſophie, als zweifellos feſtſtehende Wahrheiten der 
natürlichen Vernunft feſthalten zu können; aber die Entwickelung der 
neueren Philoſophie, die in Pantheismus und Materialismus endigte, 
legte es dar, daß jene Sätze den feſten Halt ihrer Gewißheit ver⸗ 
loren haben, ſobald ſie auf den Boden der natürlichen, von der 
Offenbarung im Worte Gottes losgelöſten Vernunft, auf die natu⸗ 
raliſtiſche Baſis geſtellt werden. Im Beſondern ergab ſich damit 
zugleich, daß auf dem naturaliſtiſchen Boden auch die moraliſchen 
Wahrheiten der Unſicherheit und Zerſetzung preisgegeben ſind. Man 
erinnere ſich nur an den Proceß der innern Auflöſung der Moral 
in der Entwickelung der engliſchen Moralphiloſophie, und an die 
Zerſtörung aller Moral durch die franzöſiſchen Encyclopädiſten und 
Materialiſten. Der Chriſt weiß es, daß zwar das Geſetz, welches 
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Gott bei der Schöpfung in das Herz des Menſchen geſchrieben ya 2 
ſeinem Inhalte nach daſſelbe iſt mit dem im Worte Gottes geoffen⸗ 0 25 
barten, daß es fo mit dem Gewiſſen auch im natürlichen Bewußtſein 


der gefallenen Menſchheit zu exiſtiren nicht aufhört, daß es aber in 
demſelben nur als ein dunkles und unſicheres Licht fortſcheint. Dieſes 
natürliche Licht des in das Herz geſchriebenen Geſetzes manifeſtirt 
ſich in der Sittlichkeit des natürlichen Menſchen, in den ſittlichen 
Urtheilen der Einzelnen, wie der Völker, und in dem Guten, wie 
daſſelbe im Unterſchiede von dem wahrhaft Guten, dem vor Gott 
Guten, auch dem natürlichen Menſchen zu thun möglich iſt. Aber es 
manifeſtirt ſich da überall nur vielfach getrübt, und als ein ſolches, 
das in ſeinen einzelnen Weiſungen für das Bewußtſein der Einzelnen 
wie größerer Kreiſe und ganzer Völker durch die ſündigen Neigungen 
und Beſtrebungen des natürlichen Willens ſo leicht mißdeutet, in 
Zweifel gezogen, gefälſcht, zurückgedrängt, beſtritten, und als Vor⸗ 
urtheil und grundloſe Meinung verworfen wird. Die Schrift des 
natürlichen Geſetzes im Herzen wird erſt wieder durch die Geſetzes⸗ 
offenbarung im Worte Gottes hell und zu deutlicher Beſtimmtheit 
erhoben, und nur vermittelſt der objectiv feſten Geſetzesoffenbarung 
im Wort kann das Sittengeſetz in ſeiner in Gott gegründeten Wahr⸗ 
heit für das Bewußtſein der Menſchen befeſtigt werden. Es iſt un⸗ 
möglich, mit Abſehen von der Geſetzesoffenbarung im Wort, oder 
gar mit Verneinung derſelben auf dem Grunde des natürlichen Be⸗ 
wußtſeins der gefallenen Menſchheit das Sittengeſetz in ſeiner Wahr⸗ 
heit und in ſeinem rechten Lichte zu erfaſſen und feſtzuhalten. Die 
Syſteme der ſogenannten natürlichen oder Vernunft⸗Moral, welche 
auf ſolchem naturaliſtiſchen Wege entſtehen, ſind daher gar nicht reine 
und getreue Darſtellungen des natürlichen Geſetzes, wie es von dem 


Schöpfer ins Herz des Menſchen geſchrieben iſt, ſondern ſie ſind nur 


trübe, unſichere, mehr oder weniger gefälſchte Bilder dieſes natürlichen 
Geſetzes, wie ſich dieſelben im natürlichen Bewußtſein der ſündigen 
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Bi Menſchheit abſpiegeln. So kann es denn z. B. zu der Behauptung 
kommen, daß nach dem Naturrecht die Vielweiberei erlaubt ſei, 
während ſie doch nach dem natürlichen, von Gott ins Herz geſchrie⸗ 


benen Geſetze ebenſo wenig erlaubt iſt wie nach der Geſetzesoffen⸗ 
barung im Wort, mit der ja jenes dem Inhalte nach identiſch iſt. 
Nur die Verkehrung des natürlichen Geſetzes in dem naturaliſtiſch 
entſtandenen Syſteme des Naturrechts führt zu einer Behauptung, 


wie der vom Erlaubtſein der Vielweiberei. Das natürliche Geſetz 


und die auch unter einander in fo mannigfachem und unausgleich⸗ 


barem Streite ſtehenden naturaliſtiſchen Moralſyſteme find zwei fehr 
verſchiedene und wohl zu unterſcheidende Dinge. 
Wir kehren zur Betrachtung des Staats zurück. Was von der 


Ehe gilt, das gilt auch vom Staate, der ebenfalls eine ſittliche Ord⸗ 


nung menſchlichen Gemeinſchaftslebens iſt, und deſſen wahre Ver⸗ 


wirklichung daher ebenfalls davon abhängt, daß ſeine ſittlichen Vor⸗ 

ausſetzungen die wahren find. Auch vom Staate gilt es ebendeshalb, 
daß er ſeine eigne wahre Verwirklichung nur durch das Chriſtenthum 
finden kann, und daß er, losgelöſt von demſelben, auf die natura⸗ 


liſtiſche Baſis geſtellt, nach feinem eigenen Weſensbeſtande der 2 0 


8 der Zerrüttung und der Auflöſung verfällt. 

Wie bereits anerkannt wurde, iſt der Staat eine natürliche 
Ordnung menſchlichen Gemeinſchaftslebens, die nicht erſt durch das 
Chriſtenthum und die Kirche geſetzt iſt, und die ſich ihrem eignen 
Weſen und den darin liegenden Geſetzen gemäß zu geſtalten hat. 
Davon, daß dies geſchieht, hängt die Geſundheit des Staats, hängt 
die Möglichkeit der Löſung ſeiner Aufgaben ab. Aber auch vom 
Staate, wie von jeder ſittlichen Ordnung menſchlichen Gemeinſchafts⸗ 
lebens gilt es, daß die rechte Verwirklichung deſſelben, die dem 
wahren Begriffe von ſeinem Weſen und den darin liegenden Geſetzen 


entſpricht, nicht von ſelbſt da iſt oder mit einer Art von Naturnoth⸗ 


wendigkeit ſich durchſetzt, ſondern von dem freien ſittlichen Verhalten 


7 Ne N u a 


WER LE, N 
. Ye: eg a 


5 E y i * 
7 . N 
N x = 5 u N j u . * 1 * 
. ö MANI Nn | 
= — IR 1 . „„ K a N 
5 N i ee, 889 
— — \ jr, 4 N en, Ca > 11 * 4 
A j R 3 L N 
9 h * * . * Ki Fr } * 
f IR % 3 M N 
2 
br 
4 


und Thun der Menschen im Staate abhängt. Nicht einmal der * 
Staate zu verwirklichende rechte Begriff von ſeinem Weſen und den 
damit gegebenen Geſetzen und Aufgaben iſt mit der Wirklichkeit des 


Staats als ein daraus unmittelbar zu erhebender gegeben. Um ſch 


davon zu überzeugen, braucht man ſich nur an die Mannigfaltigkeit 
der Theorien vom Staat und ihren Streit unter einander zu er⸗ 


innern. Es ſtehen wohl gewiſſe Grundzüge ſeines Weſens mit der 


thatſächlichen Wirklichkeit des Staats unmittelbar feſt. Aber dieſelben 


genügen nicht, um einen vollſtändigen Begriff vom Weſen des Staats 


und ſeinen Aufgaben zu begründen. Der Staat in ſeiner Entwicke⸗ 


lung ſucht zugleich fortdauernd nach dem immer beſtimmteren Be⸗ 
griffe von ſich ſelbſt, und die Entwicklung, die er einſchlägt, ſchließt 


immer eine entſprechende Entwicklung ſeiner Erkenntniß von ſich 
ſelbſt, ſeinem Weſen, und den von ihm zu löſenden Aufgaben ein. 


Die ſtaatliche Gewalt hat in der von ihr umfaßten, territorial 


abgegrenzten Gemeinſchaft das Recht feſtzuſtellen und aufrecht zu er⸗ 
halten; es ſind ihr in dieſer Beziehung Alle zum Gehorſam unter⸗ 
worfen, und ſie hat das Recht, dieſen Gehorſam, wenn es nöthig iſt, 


mit äußeren. Zwangsmitteln zu erzwingen. Es unterliegt keinem 


Zweifel, daß dieſe Beſtimmungen das Weſen des Staates treffen. 


Aber wie wenig doch in denſelben der wahre Begriff vom Staate 
ſchon gegeben iſt, zeigt ſich, wenn man bedenkt, daß dieſen Beſtim⸗ 


mungen über das Weſen des Staats auch der communiſtiſche Staats⸗ 
begriff der Internationalen entſpricht. 

Die Staatsgewalt iſt höchſte Gewalt, ſie iſt potestas Wien 
und kann daher dieſe ihre Souveränetät mit keiner andern Gewalt 
theilen. Es iſt berechtigt, wenn dieſes wichtige Moment des Begriffs 
vom Staate der römiſchen Kirche gegenüber zur Geltung gebracht 


wird. Für die rechte Anwendung der Staatsgewalt und für die 
richtige Erkenntniß der von ihr zu löſenden Aufgaben, und der Art, 
wie fie zu löſen find, iſt jedoch mit dieſem Satze noch nichts gegeben. 
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1 * Dieſer Sat kann . im Sinne der abſoluten Willkühr gefaßt und 
geltend gemacht werden. Hobbes ſtellte die Behauptung auf, daß 


das gut ſei, was die Staatsgewalt befiehlt, böſe, was dieſelbe ver⸗ 


bietet, und ausdrücklich erſtreckte er dieſen Satz auch auf das Gebiet 


der öffentlichen Religion. N 


Man wird es nicht beſtreiten können, daß ſich die Sorge des 


Staats auf alles das zu richten Pflicht und Recht hat, was die all⸗ 


gemeine Wohlfahrt betrifft und damit zuſammenhängt, alſo z. B. 


auch auf das Unterrichtsweſen, auf das ſittliche und religiöſe Leben 
der Unterthanen. Aber wo liegen die Schranken, die doch der ſtaat⸗ 
lichen Einwirkung auf dieſe Gebiete unſtreitig nicht weniger durch 
das Recht der Sachen als durch das Weſen des Staats und die Art 
ſeiner Mittel geſetzt ſind? Hegel, und nach ihm Rothe, faſſen den 
Staat als das Alles umfaſſende ſittliche Gemeinſchaftsweſen, ſo daß 
Schule und Kirche ganz in denſelben aufgehen, ganz von ihm ab⸗ 
ſorbirt werden ſollen; und es iſt doch keine Frage, daß dieſe Auf⸗ 
faſſung als eine falſche durch das ſelbſtändige Exiſtenzrecht der 


| Kirche erwieſen iſt, und daß der Staat auch gar nicht im Stande iſt, 


alle ihm damit zugewieſenen Aufgaben zu erfüllen. 
Doch genug. Ein Begriff vom Staat, welcher zugleich die 
ſichere Grundlage für die rechte Löſung der an den Staat heran⸗ 


tretenden Aufgaben in ſich ſchlöſſe, läßt ſich a priori gar nicht auf⸗ 


ſtellen. Es iſt das einfach auch ſchon aus dem Grunde unmöglich, 
weil dabei nothwendig auch die Natur der Sachen in Betracht kommt, 


welche in die Sphäre der ſtaatlichen Einwirkung eintreten. Sobald 


wir hierauf achten, wird uns auch die Bedeutung des Begriffs des 
chriſtlichen Staats entgegentreten. | 

Die ftaatlihe Gewalt, die alles Recht zu ſetzen hat, iſt als 
ſolche ſouveräne Gewalt, potestas libera, d. h. ſie ruht darin aus⸗ 
ſchließlich auf ihrer eigenen freien Entſcheidung. Aber darum ſoll ſie 


doch nicht nach Willkühr verfahren. Das poſitive Recht, das durch 


a 


die ſtaatliche Geſetzgebung geſchaffen wird, ſoll dem webt, 


Rechte entſprechen, wie es mit dem wahren Weſen und Werth der 7 8 
Rechtsſubjecte und Rechtsverhältniſſe gegeben iſt. Je mehr das pofir 
tive Recht, das der Staat ſetzt, dem natürlichen Recht, das mit der 


Natur der Dinge und Verhältniſſe gegeben iſt, widerſpricht, deſto 
mehr iſt ſeine Ordnung eine innerlich unhaltbare, und wird ſich als 
eine ſolche zum größten Schaden nach allen Seiten hin erweiſen. 
So wird es alſo als auf die erſte nothwendige Vorausſetzung rechter 
ſtaatlicher Entwicklung darauf ankommen, daß das natürliche Recht, 
daß das wahre Weſen und der wahre Werth alles deſſen erkannt 
werde, was vom Staate zu ordnen iſt. Ueberall aber bewegt ſich da 
die ſtaatliche Geſetzgebung in ſittlichen Lebensverhältniſſen und Lebens⸗ 
beſtänden, die in ihrem wahren Weſen und Werth nur im Lichte der 
Offenbarung Gottes recht erkannt und gewürdigt werden können. 
Alles muß da unſicher und ſchwankend werden, ſobald das Licht des 
Wortes Gottes nicht mehr die Leuchte iſt. Weſentlich anders, und 
zwar im falſchen Lichte, muß ſich da alles vom naturaliſtiſchen Stand⸗ 
punkte aus, für das natürliche Bewußtſein und den natürlichen 
Willen darſtellen. a 
Ich erinnere hier zunächſt an das, was von 05 Ehe geſagt iſt, 
die ja auch zum Gegenſtande der ſtaatlichen Geſetzgebung werden 
muß. Die ſtaatliche Ehegeſetzgebung, durch welche die Ehe ihre recht- 
liche Geltung, ihren rechtlichen Schutz und Beſtand im öffentlichen 
Leben findet, wird durch den Begriff vom Weſen der Ehe bedingt, 
von welchem die ſtaatliche Geſetzgebung ausgeht. Wir haben aber 
geſehen, daß der wahre Begriff von der Ehe nur durch das Wort 
Gottes und durch das Chriſtenthum unter den Menſchen feſtſteht. 
Nur durch das Wort Gottes und das Chriſtenthum wird ſomit in 
dem wahren Begriffe von der Ehe der ſtaatlichen Rechtsbildung in 
Betreff der Ehe eine nothwendige Vorausſetzung für die rechte Löſung 
ihrer Aufgabe dargeboten, ohne welche dieſe unmöglich iſt. Aber was 


ſo von der Ehegeſetzgebung gilt, greift durch alles hindurch. So ſind 
z. B. alle Fragen des Criminalrechts ethiſche Fragen. Weiter er⸗ 


innere man ſich daran, daß durch das Chriſtenthum die Sklaverei be⸗ 
ſeitigt iſt. Erſt durch das Chriſtenthum iſt der Werth des Menſchen 


als ſolchen auch für die ſtaatliche Rechtsordnung in ſein rechtes Licht 


geſtellt und zur Anerkennung gebracht. Und wie muß das von Ein⸗ 


fluß für die ſtaatliche Rechtsbildung und das ſtaatliche Regiment nach 


allen Seiten hin ſein? Gegenwärtig wird von nationalökonomiſcher 
Seite der Satz immer mehr betont, die Löſung der ſocialen Probleme 
hänge weſentlich auch davon ab, daß der Arbeiter nicht mehr blos 
als Arbeitskraft betrachtet und der freien Exploitirung preisgegeben, 
ſondern daß durch die ſtaatliche Geſetzgebung der ethiſche Werth und 
das ethiſche Recht der Perſon des Arbeiters geſchützt und zur Gel— 
tung gebracht werde. Ueberall liegen dem Handeln des Staats 
ethiſche Begriffe und Urtheile zu Grunde, und da dieſe ethiſchen 


Begriffe und Urtheile nur im Lichte des Wortes Gottes in ihrer 


Wahrheit erfaßt und feſtgehalten werden können, ſo kann der Staat 
ſeine eigene Wahrheit, die rechte Löſung ſeiner Aufgaben nur auf 
dem Grunde des Chriſtenthums, nur als chriſtlicher Staat finden. 
Das iſt ſo gewiß, als es gewiß iſt, daß das Sittliche nicht losgelöſt 
von der Offenbarung, auf naturaliſtiſcher Grundlage in feiner Wahr: 


heit Wirklichkeit werden und ſein kann. 


So erweiſt ſich denn der Begriff des chriſtlichen Staats als 
ein ebenſo berechtigter wie bedeutungsvoller. Die Berechtigung und 
die Bedeutung des Begriffs des chriſtlichen Staats ergiebt ſich einer- 


ſeits aus der ſittlichen Natur des Staats, und andrerſeits daraus, 


daß das Sittliche in ſeiner Wahrheit keine Wirklichkeit gewinnen und 
haben kann, losgelöſt von dem Grunde der Offenbarung. 

Auch die vorchriſtlichen heidniſchen Staaten waren durch die in 
den Volksreligionen wurzelnde Sittlichkeit bedingt, und mit dieſer 
verfielen ſie ſelbſt der Auflöſung. Man müßte annehmen, daß an 
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der Stelle des Chriſtenthums eine andere, e Religion als 5 


Religion des Volks die Grundlage der Sittlichkeit deſſelben werden 
könnte, wenn man ſich der Meinung hingeben wollte, daß der Staat | 
vom Chriſtenthum losgelöſt werden könne, ohne ſeine wethwendigen 
ſittlichen Vorausſetzungen verlieren zu müſſen. | 

Aus unferer Begründung des Begriffs des chriſtlichen Staats 
geht hervor, daß die Behauptung, nur als chriſtlicher könne der 
Staat zu ſeiner eigenen Wahrheit gelangen, nicht ſagen will, daß 
dem Worte Gottes oder dem Chriſtenthum entnommen werden 
könne, welche Aufgaben der Staat überhaupt nnd wie er fie zu er⸗ 
füllen habe. Es wird durchaus nicht verkannt, daß die politiſche 
Wiſſenſchaft und Kunſt Vieles vorausſetzt und Vieles einſchließt, 
was aus dem Worte Gottes und dem Chriſtenthum nicht entnommen 
werden kann und nicht entnommen werden ſoll. Die Behauptung, 
daß der Staat nur als chriſtlicher ſeine eigene Wahrheit finden 
kann, beſagt nichts weiter als dies, daß durch das Wort Gottes und 
das Chriſtenthum der Kirche mit den wahren ethiſchen Begriffen 
und Urtheilen, welche allem ſtaatlichen Thun zu Grunde liegen 
ſollen, nothwendige Vorausſetzungen von weſentlicher Bedeutung 


dargeboten werden, ohne welche die rechte Löſung der dem Staate 


geſtellten Aufgaben unmöglich iſt.“) 


) Es verſteht ſich ſomit auch von ſelbſt, daß für den Staat dadurch 
daß er ein chriſtlicher iſt, die rechte Löͤſung feiner Aufgaben nach allen Seiten 
hin noch keineswegs ſicher geſtellt iſt. Denn abgeſehen davon, daß, wie die 
Geſchichte der Kirche und der chriſtlichen Völker zeigt, Irrthümer auch über 
die ethiſchen Forderungen des Chriſtenthums möglich ſind, kommt eben bei 
der Löſung der ſtaatlichen Aufgaben ſehr Vieles in Betracht, was das Chriſten⸗ 
thum nicht lehren und geben kann. Auch der chriſtliche Staat kann vielfach 
irren und ſeine Aufgaben verfehlen. Ueberhaupt aber kann ſich der Staat 
auch als chriſtlicher der Verwirklichung des vollkommenen Staats nur immer 
mehr nähern, ſeine abſolute Vollkommenheit aber noch viel weniger jemals 
erreichen, als der Chriſt in ſeinem Heiligungsſtreben die abſolute Vollkommen⸗ 
heit zu erlangen im Stande iſt. Man darf Fler keine falſch idealiſtiſche 


1 


Die Einwirkung des Chriſtenthums auf die Geſtaltung des 
Staats, der ſtaatlichen Geſetzgebung und Regierung, welche mit dem 
Begriffe des chriſtlichen Staats gefordert wird, widerſpricht nicht 
der eigenen ſelbſtändigen Natur des Staats, iſt überall nichts der⸗ 
ſelben Fremdes. Denn wenn die Geſtaltung des Staatslebens nach 
allen Seiten hin der mit dem eigenthümlichen Weſen deſſelben ge⸗ 
ſetzten Natur des Staats und den darin liegenden Geſetzen ent⸗ 
ſprechen ſoll, ſo dient nach dem aufgeſtellten Begriffe vom chriſtlichen 
Staat das Chriſtenthum dem Staate nur dazu, eben ſeine eigene 
Natur und die ihm durch ſeinen eigenen Beruf geſtellten Aufgaben, 
welche ſittlicher Art ſind, recht zu erkennen. Es wird aber durch 
den Begriff des chriſtlichen Staats dem Staate keine Aufgabe ge⸗ 
ſtellt, die ihm ſeinem eigenen Weſen nach fremd wäre, und es wird 
durch jenen Begriff keine Leiſtung vom Staate gefordert, die ſeinem 
eigenen Weſen und ſeinen eigenen Aufgaben und Mitteln nicht ent⸗ 
ſpräche. | 

Der Begriff des chriſtlichen Staats ſteht er mit der Sou⸗ 
veränetät der ſtaatlichen Gewalt nicht im Widerſpruche. Die ſtaat⸗ 
liche Gewalt iſt ſouveräne Gewalt, potestas libera, auch der Kirche 
gegenüber. Der Kirche ſteht ihrem Weſen nach ſchlechterdings keine 
die Unterthanen als ſolche bindende, äußerlich erzwingbare, d. h. 


und ſchwärmeriſche Anforderungen auf Grund ſeiner Chriſtlichkeit an den 
Staat ſtellen. Es iſt zwar ein ebenſo grundloſer als verderblicher Irrthum, 
wenn man behauptet, das ſtaatliche Handeln ſei nicht an die Gebote Gottes 
gebunden und könne ſich nicht immer an dieſelben gebunden halten. Aber 
daß wegen der Sündigkeit, Schwachheit und Irrthumsfähigkeit der Menſchen 
auch im chriſtlichen Staate immer viel Sünde, Unrecht und Irrthum Statt 
finden kann und Statt finden wird, darf man nicht vergeſſen, wenn man 
nicht an die Stelle des Begriffs des chriſtlichen Staats Träume von einer 
in der Wirklichkeit des menſchlichen Lebens nicht realiſirbaren Vollkommenheit 
des Staats ſetzen will, durch welche nur die rechte Stellung zum Staat und 
das rechte Urtheil über denſelben zerrüttet werden könnten. 
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ſtaatliche Geſetzgebungs⸗ und Regierungsgewalt zu. Auch nach dem 
Begriffe des chriſtlichen Staats bleibt es ausſchließlich der ſouveränen 
Entſcheidung der ſtaatlichen Gewalt als ſolcher überlaſſen, unter dem 


Einfluſſe, den das Chriſtenthum auf die von ihr zu Grunde gelegten 


ſittlichen Begriffe und Urtheile ausübt, das Recht feſtzuſtellen und 
das Regiment zu führen. Es tritt uns hier freilich der für das 
Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche ſo bedeutungsvolle Unterſchied 
zwiſchen der evangeliſchen Kirche und der römiſchen entgegen, welche 
letztere im Gegenſatze gegen die Souveränetät der ſtaatlichen Ge⸗ 
walt das, was aus dem Chriſtenthum für das ſtaatliche Leben und 
ſtaatliche Handeln nach ihrer Meinung folgt, zum kirchlich bindenden 
und durch kirchliche Strafen erzwingbaren Geſetze auch für die ſtaat⸗ 
lichen Obrigkeiten meint machen zu können. ei 

Daß der Staat ein chriſtlicher ſei, fett zwar voraus, daß ſich 
das Chriſtenthum im Gebiet deſſelben ausgebreitet hat, aber darin, 
daß die Mitglieder des Staats ſämmtlich oder doch vorwiegend 
Glieder der Kirche geworden ſind, hat der chriſtliche Staat als 
ſolcher ſeine Wirklichkeit noch nicht gefunden. Das geſchieht erſt 
dadurch, daß das Chriſtenthum auf die Geſtaltung des ſtaatlichen 
Lebens und auf die ſtaatliche Rechtsbildung ſeinen Einfluß auswirkt. 
Was ſo der Staat als chriſtlicher Staat durch ſeine Geſetzgebung 
und ſein Regiment für das Leben des Volks zu leiſten hat, das ver⸗ 
mag die freie Thätigkeit der Chriſten nicht zu erſetzen. Die ſo⸗ 
genannte innere Miſſion mit den ihr geſtellten beſondern Aufgaben 
bedarf nicht erſt des Nachweiſes ihrer Berechtigung und ihrer Be⸗ 
deutung. Aber es iſt eine ſehr gefährliche Verwirrung, wenn man 
der innern Miſſion als Aufgabe zuſchiebt, was nur der chriſtliche 
Staat leiſten kann. Es muß überhaupt mit allem Ernſt zurüd- 
gewieſen werden, wenn, wie das in der Gegenwart nicht ſelten ge⸗ 
ſchieht, unmittelbar von der Kirche und vom Chriſtenthum der 
Chriſten gefordert wird, was Sache des Staats iſt und nur vom 


chriſtlichen Staate geleiſtet werden kann. Es liegt das z. B. bei 
den ſo ſchweren ſocialen Problemen der Gegenwart klar vor. An⸗ 
dererſeits, obwohl das chriſtliche Staatsweſen ohne den Chriſten⸗ 
glauben und die Kirche und ihre lebendige Macht im Volke nicht 
Beſtand behalten könnte, ſetzt doch die Wirklichkeit und lebendige 
Kraft deſſelben nicht voraus, daß alle Glieder des Staats oder auch 
nur die Mehrheit derſelben lebendige Chriſten ſind. Wenn das der 
Fall wäre, ſo müßte allerdings der Begriff des chriſtlichen Staats 
für unrealiſirbar und chimäriſch gelten. Aber auch in der Kirche 
ſind immer mali unter die boni gemiſcht, und dennoch iſt dadurch 
ihre Wirklichkeit keine unmögliche. Und noch weniger iſt das, eben 
wegen der Natur des Staates, beim chriſtlichen Staate der Fall. 
Es handelt ſich da um den Einfluß des Chriſtenthums auf die 
Faſſung der dem ſtaatlichen Handeln zu Grunde liegenden ſittlichen 
Begrifſe und Urtheile, die ſich als die wahren auch denen geltend 
machen können, die nicht im ſeligmachenden Glauben ſtehen. Im 
Weſen des Staats aber iſt es begründet, daß die ſtaatliche Rechts⸗ 
ordnung, wie ſie ſich unter dem Einfluſſe des Chriſtenthums bildet, 
im Staate eine von der ſittlichen Stellung der Einzelnen relativ 
unabhängige objektive Macht gewinnt, und daß das unter dem Ein⸗ 
fluſſe des Chriſtenthums entſtandene ſtaatliche Recht durch die dem 
Staate zuſtehende Zwangsgewalt auch über die, welche den Gehor⸗ 
ſam nicht freiwillig leiſten, zur Geltung gebracht wird. Indem aber 
der Staat ſeine Rechtsordnung aufrecht erhält, in der ſich Gottes 
Recht und Geſetz widerſpiegelt, wird er dadurch zugleich zu einem 
ſtarken Zeugniß für das Geſetz Gottes, zu einem ſehr wirkſamen 
Pädagogus auf Chriſtus. 

Es läßt ſich übrigens nicht überſehen, daß das, was unter dem 
Begriffe des chriſtlichen Staats begriffen wird, ſehr mannigfache 
Verſchiedenheiten der Entwickelung und ebenſo auch ſehr mannigfache 


Stufen derſelben zuläßt. 
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Den chriſtlichen Staat im weiteren Sinne wird man überall 
da anzuerkennen haben, wo die ſittlichen Begriffe und Urtheile, auf 
denen das ſtaatliche Leben und Handeln ruht, unter dem beſtimmen⸗ 
den Einfluſſe des Chriſtenthums ſtehen. Dieſer Einfluß aber, ich 
wiederhole es, reicht weiter, als die gnadenwirkende Kraft des Chriſten⸗ 
thums, kann ſich auch auf ſolche erſtrecken, welche meinen, die unter 
dem Einfluſſe des Chriſtenthums gewordenen ſittlichen Begriffe und 
Urtheile auf naturaliſtiſcher Baſis ſicher zu beſitzen. So würde der 
Einfluß des Chriſtenthums vermittelſt der ſittlichen Begriffe und 
Urtheile auf den Staat auch dann noch fortdauern können, wenn ſich 
der Staat, wie es der Deismus im Anfange ſeiner Entwickelung 
that, principiell mit Loslöſung vom Chriſtenthum auf die natura⸗ 
liſtiſche Baſis ſtellen ſollte. Freilich ſtaatlicherſeits wäre dann prin⸗ 
cipiell alles, was unter dem Einfluſſe des Chriſtenthums geworden 
iſt und darin ſeinen Grund und Halt hat, der Auflöſung Preis 
gegeben, und dieſe würde ſich auch um ſo mehr und um ſo raſcher 
wirklich vollziehen müſſen, je mehr die Naturaliſirung des Staats 
durch den im Volke mächtig gewordenen Gegenſatz gegen das Chriſten⸗ 
thum bewirkt worden wäre und je mehr dieſer Gegenſatz gegen das 
Chriſtenthum durch den auf die naturaliſtiſche Baſis geſtellten Staat 
gefördert würde. Andererſeits iſt aber nicht zu überſehen, daß Viele 
unter dem Einfluſſe des die moderne Bildung durchdringenden Natu⸗ 
ralismus meinen, der naturaliſtiſchen Auffaſſung vom Staat ohne 
Bruch mit dem Chriſtenthum ſich hingeben zu können. Es kann ſo⸗ 
mit bei der principiellen Naturaliſirung des Staats eine weitver⸗ 
breitete Täuſchung über die nothwendigen Folgen eine große Rolle 
ſpielen. So können denn auch Viele über ihren Irrthum durch den 
weiteren Gang der Dinge belehrt werden, wenn die zerſtörenden 
Folgen, welche unfehlbar eintreten werden, den Thatbeweis für die 
von der Kirche bezeugte Wahrheit in immer unwiderſtehlicherer 
Evidenz vor Aller Augen ſtellen. Der Ausgang des Kampfes zwiſchen 
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dem Chriſtenthum und dem Naturalismus auf dem Boden des im 
Princip naturaliſirten Staats würde ſich alſo keineswegs mit un⸗ 
bedingter Sicherheit zum Nachtheil des Chriſtenthums und der chriſt⸗ 
lichen Baſis des Staats ſofort prognoſticiren laſſen. 

Der Begriff des chriſtlichen Staats iſt jedoch dadurch noch nicht 
zu ſeiner vollen Verwirklichung gekommen, daß ſich der Einfluß des 
Chriſtenthums auf das Staatsleben bis auf einen gewiſſen Punkt 
geltend macht. Im Begriffe des chriſtlichen Staats liegt es, daß 
von ihm das Chriſtenthum und ſein Einfluß als die nothwendige 
Vorausſetzung ſeiner eigenen Wahrheit bewußt erfaßt und anerkannt 
wird. Wie das die Anerkennung der Wahrheit des Chriſtenthums 
und ſeines göttlichen Rechts einſchließt, ſo muß es auch wichtige 
Folgen für das Verhältniß haben, in welches der Staat zum Chriſten⸗ 
thum und zur Kirche tritt. Erſt durch das poſitive Band, das ſo 
zwiſchen dem Staate und dem Chriſtenthum der Kirche geknüpft 
wird, gelangt der chriſtliche Staat zu feiner eigentlichen Verwirk— 
lichung. Und ſo ſehen wir uns denn vom Begriffe des chriſtlichen 
Staats aus zur Betrachtung feines Verhältniſſes zur Kirche hin⸗ 
geführt. | 

Der Staat, welcher in feiner Geſtaltung und in feinem Be— 
ſtande ſo weſentlich durch das in der Religion wurzelnde Sittliche 
bedingt iſt, kann ſich unmöglich dieſer ſeiner nothwendigen Voraus⸗ 
ſetzung gegenüber gleichgültig verhalten. Das religiöſe Leben des 
Volks muß nothwendig für den Staat der Gegenſtand ſeiner Sorge, 
ſeines Schutzes und ſeiner Pflege werden. Damit iſt aber ſofort 
auch gegeben, daß der Staat in ſeinem berufsmäßigen Verhalten 
zum religiöſen Leben des Volks nicht gleichgültig gegen die Wahr- 
heit der Religion ſein darf. Was die Religion dem Staate dar⸗ 
bieten muß, kann in rechter Weiſe nur die wahre Religion dar- 
bieten. Das Sittliche iſt eben nicht unabhängig von der Religion. 
Nur durch die Offenbarung im Worte Gottes ſtehen, wie wir ſahen, 
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die ſittlichen Begriffe und Urtheile in ihrer Wahrheit objektiv für 
die Menſchen feſt. Und ſubjektiv iſt die Moralität der Menſchen 
von der religiöſen Bindung des Gewiſſens und davon abhängig, 
was das Herz und der ganze Menſch durch den religiöſen Glauben 
geworden iſt. Die falſche Religion, die als ſolche nicht in Gott und 
Seiner Offenbarung gegründet iſt, kann auch nicht die Feſtigkeit 
in ſich ſelbſt und die heiligende Kraft über den Willen des Menſchen 
haben, welche die wahre Religion hat. Und das alles gilt zwar im 
eminenteren Sinne von dem Unterſchiede zwiſchen dem Chriſtenthum 
und den nichtchriſtlichen Religionen, aber doch nicht blos von dieſem 
Unterſchiede. Auch die Unterſchiede zwiſchen den verſchiedenen chriſt- 
lichen Konfeſſionen ſind nicht ohne Folgen für die Art und den 
Stand der herrſchenden Moralität in ihren Kreiſen. Iſt aber die 
Wahrheit des Sittlichen und ſein feſter Beſtand unter den Menſchen 
nicht unabhängig von der Wahrheit der Religion, kann nur die 
wahre Religion, kann nur das Chriſtenthum und nur das wahre 
Chriſtenthum, welches recht auf Gott und Seine Offenbarung ge⸗ 
gründet iſt, die ſittlichen Vorausſetzungen des Staats in ihrer Wahr⸗ 
heit darbieten, ſo wird ſich auch der Staat nicht gleichgültig zur 
Wahrheit der Religion und zur Wahrheit des Chriſtenthums ver⸗ 
halten dürfen. Sein berufsmäßiges Handeln den religiöſen und 
kirchlichen Dingen gegenüber wird, wenn es zur rechten Löſung der 
ihm hier geſtellten Aufgaben kommen ſoll, ſtets durch die Sorge für 
die Wahrheit der Religion und des Chriſtenthums beſtimmt und 
geleitet fein müſſen. Die Sorge, die der Staat berufsmäßig dem 
religiöſen Leben des Volks zuzuwenden hat, muß zur Sorge für die 
wahre Religion, für das Chriſtenthum und die Kirche, für das wahre 
Chriſtenthum und die wahre Kirche werden. 
Es ſteht übrigens überall nicht in dem willkührlichen Belieben 
des Staats, ob er ſich mit ſeinem berufsmäßigen Handeln den 
kirchlichen Dingen zuwenden will oder nicht, und ebenſowenig, wie 
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er dies thut. Es iſt für den Staat ſchlechterdings unmöglich, gänz⸗ 
lich beziehungslos zu den kirchlichen Dingen zu bleiben. Die Kirche 
iſt da, ſie beſteht im öffentlichen Leben. Sie gehört ſo zu den 
Ordnungen menſchlichen Gemeinſchaftslebens, die ihrem Weſen, 
ihrem damit geſetzten natürlichen Rechte gemäß durch den Staat in 
die geſellſchaftliche Rechtsordnung aufzunehmen und in dem ihnen 
zu gewährenden Rechte zu ſchützen ſind. In überaus wichtigen Ge⸗ 
bieten des ſittlichen Gemeinſchaftslebens, in den ſogenannten ge⸗ 
miſchten Sachen, im Unterrichtsweſen, in den Eheſachen, begegnet 
ſich die Wirkſamkeit, die der Staat hier zu entfalten hat, mit der 
der Kirche, und Staat und Kirche müſſen hier ihre Wirkſamkeit ver⸗ 
einigen, wenn ſie ſich nicht einander hindern und verdrängen ſollen. 
Der Staat kann alſo gar nicht umhin, durch ſeine Geſetzgebung das 
Recht der Kirche im öffentlichen Leben feſtzuſtellen, und er kann nicht 
umhin, durch die Art, wie er durch ſeine Geſetze und ſein Regiment 
in die gemiſchten Sachen eingreift, in folgenreicher Weiſe auch die 
Art zu bedingen, wie die Kirche in eben dieſen gemiſchten Sachen 
ihre Wirkſamkeit entfalten kann. Nicht, daß ſein berufsmäßiges 
Handeln in allen dieſen Beziehungen eintritt, hängt von der Ent⸗ 
ſcheidung des Staates ab, ſondern nur die Art, wie er es eintreten 
läßt. Die Art, wie er das thut, hängt allerdings von ſeiner ſou⸗ 
veränen Entſcheidung ab. Allein auch hier ſoll er doch nicht nach 
Willkühr verfahren, und auch hier würde er, wenn er nach Willkühr 
handeln wollte, an ſeiner eigenen Zerſtörung arbeiten. Die Kirche, 
von Gott gegründet und mit Vollmachten verſehen, die ihr unab⸗ 
hängig vom Staate gehören, ruht auf einem göttlichen Rechte, 
welches ihr ſelbſtändig und unabhängig vom Staate gehört und 
welches, wie alle Ordnungen Gottes, auch vom Staate Anerkennung 
fordert. Es handelt ſich da um einen offenbaren Willen Gottes, 
welcher befolgt ſein will, nicht blos von der Kirche, ſondern auch 
vom Staate. Auch in ihrem ſtaatlichen Handeln ſind die Menſchen, 
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wie in allem ihrem freien fittlihen Handeln, zum Gehorſam gegen 
den Willen Gottes verbunden, ſo daß ſie den Strafen Gottes ver⸗ 
fallen, wenn ſie ſich dieſem Gehorſam entziehen. Für den chriſtlichen 
Staat, der auf dem Grunde der chriſtlichen Wahrheit ſteht, kann es 
auch gar nicht zweifelhaft ſein, daß er das der Kirche zu gewährende 
ſtaatliche Recht im Gehorſam gegen den Willen Gottes, gegen das 
göttliche Recht der Kirche feſtzuſtellen und daß er der berufsmäßigen 
Wirkſamkeit der Kirche in den gemiſchten Sachen freien Raum zu 
geſtatten hat. Und auf Grund der erkannten chriſtlichen Wahrheit 
wird er die Kirche mit vollem Vertrauen ihre berufsmäßige Wirk⸗ 
ſamkeit in den gemiſchten Sachen entfalten laſſen, in der für ihn 
begründeten Ueberzeugung, daß ſo auch den Zielen, die der Staat 
in dieſen gemiſchten Sachen zu verfolgen hat, am beſten gedient 
wird. Der Staat wird in den gemiſchten Sachen ſeine Wirkſam⸗ 
keit mit der der Kirche verbinden; er wird ſein eigenes Intereſſe 
nicht darin ſehen können, eine Wirkſamkeit der Kirche zu entziehen 
und an ſich zu nehmen, die nach göttlichem Rechte der Kirche gehört 
und auch nur von ihr zum wahren Heil des Staats und der Kirche 
in rechter Weiſe vollzogen werden kann.“) Es ergiebt ſich uns aber 


*) Es liegt auf der Hand, welche wichtigen Folgen ſich daraus für das 
Zuſammenwirken des Staats und der Kirche in den gemiſchten Sachen ergeben. 
Was z. B. das Unterrichtsweſen betrifft, ſo ſteht es ja für die chriſtliche Be⸗ 
trachtung feſt, daß die Schule, vor allem die Volksſchule, welche nicht blos 
die Unterweiſung in dieſen und jenen Kenntniſſen und Fertigkeiten, ſondern 
die Erziehung des ganzen Menſchen zur Aufgabe hat, nur gedeihen kann, 
wenn ſie auf dem religiöſen Grunde ruht. Es ſteht aber weiter für die 
chriſtliche Betrachtung auch feſt, daß die Kirche, nicht der Staat, von Gott 
den Beruf zur Unterweiſung und zur Erziehung im chriſtlichen Glauben hat, 
und daß ſie in der Verwaltung der Gnadenmittel, in der Lehre des göttlichen 
Worts, auch allein die Mittel dazu beſitzt, daß alſo die Volksſchule in ihren 
Fundamenten zerſtört wird, wenn ſie von ihrem kirchlichen Grunde losgelöſt 
und einſeitig zur Anſtalt des Staats gemacht wird. Daß die Volksſchule 
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hier zugleich das für die Kirche ſo überaus wichtige Reſultat, daß 
das Recht der Kirche nur vom chriſtlichen Staate ſo, wie es der 
Wille Gottes fordert, ſeine Anerkennung finden kann. Nur dann, 
wenn der Staat auf dem Grunde der erkannten chriſtlichen Wahr⸗ 
heit ſteht, kann er überall das Weſen der Kirche und ihr göttliches 
Recht in ſeinem rechten Lichte erkennen; nur dann fühlt er ſich zum 
Gehorſam gegen das göttliche Recht der Kirche verbunden; nur dann 


kirchliche Schule iſt, wie ſie ſich als ſolche gebildet hat, ſchließt nicht aus, daß 
in ihr auch den Aufgaben derſelben für die Heranbildung zum bürgerlichen 
Berufe vollkommen Genüge geſchehe. Das Meiſte, was da in Betracht 
kommt, iſt zudem auch ſchon in die Aufgabe eingeſchloſſen, welche die Kirche 
aus ihrem eigenen Geſichtspunkte in der Volksſchule zu verfolgen hat. Die 
Fertigkeit im Leſen, und überhaupt ein gewiſſer, jedenfalls nicht unter den 
vom Staate aufzuſtellenden Zielpunkten zurückbleibender Stand allgemeiner 
Bildung muß ja von der Kirche in der Volksſchule aus dem Grunde erſtrebt 
werden, weil ſie alle ihre Mitglieder ſo viel als möglich auf die Stufe eigenen 
Gebrauchs der heiligen Schrift und der chriſtlichen Erbauungsmittel überhaupt 
erheben muß. Wenigſtens von der evangeliſchen Kirche gilt das zweifellos. 
Es iſt kein Schulziel denkbar, welches der Staat aus ſeinem Geſichtspunkte 
zu ſtellen hätte und welches er nicht erreichen könnte, wenn er feine Beſtre⸗ 
bungen mit denen der Kirche in ihren Schulen verbände. Dagegen wird, 
wie ſchon geſagt, die Volksſchule in ihren weſentlichſten Fundamenten zerſtört, 
wenn ſie von der Kirche getrennt, zur reinen Staatsanſtalt gemacht und 
dadurch auf einen von der Kirche verſchiedenen Boden geſtellt wird. Der 
Staat würde daher zu ſeinem eigenen Verderben die Schule von der Kirche 
trennen. Er würde dann die von ihm in der Schule verfolgten Ziele, die 
ſich ja von der religiöſen Erziehung nicht ſcheiden laſſen, nicht erreichen; er 
würde bewirken, daß bei allen Fertigkeiten, welche den Kindern angebildet 
würden, ein religiös und ſittlich verwildertes Volk in ihn hinein wüchſe. 
Für den chriſtlichen Staat wird daher die kirchliche Volksſchule, mit der er 
ſeine Wirkſamkeit verbindet, die ſelbſtverſtändliche Regel bilden, die er als 
ſolche auch feſthält, wenn einzelne Schwierigkeiten, die zu überwinden ſein 
würden, Aushilfsvorkehrungen nothwendig machen ſollten. — Das über das 
Schulweſen Geſagte findet, wie ſich Jedem leicht zu erkennen gibt, ſeine 
analoge Anwendung auch auf die Eheſachen. 
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kann er mit begründetem Vertrauen die Kirche ihre Wirkſamkeit in 
den gemiſchten Sachen entfalten laſſen. 


Wer die eben dargelegten Sätze über die poſttive Beziehung 


in die der chriſtliche Staat zum Chriſtenthum und zur Kirche, zum 
wahren Chriſtenthum und zur wahren Kirche einzutreten hat, ver⸗ 
theidigt, kann freilich die bekannte Thatſache der Geſchichte nicht ver⸗ 
geſſen, daß der chriſtliche Staat dabei in ſchwere Irrthümer fallen 
kann, welche für Staat und Kirche gleich verderblich ſind. Dieſe 
Irrthümer haben unſtreitig ſehr viel dazu beigetragen, daß der 
Gegenſatz gegen den chriſtlichen Staat und fein Verhältniß zur Kirche 


zu immer größerer Macht angewachſen iſt. Dennoch folgt aus dieſer 


Thatſache der Geſchichte nur, daß dieſe Irrthümer vermieden werden 
müſſen; es folgt daraus aber nichts gegen die Wahrheit der Sache 
ſelbſt, und zwar dies deshalb nicht, weil jene Irrthümer keineswegs 
aus dem Begriffe des chriſtlichen Staats und aus dem geforderten 
Verhältniſſe des chriſtlichen Staats zur Kirche folgen, ſondern viel⸗ 
mehr im Gegenſatze dagegen ſtehen. Es iſt, wie wir ſahen, die noth⸗ 
wendige Conſequenz aus der berufsmäßigen Stellung des Staats 


zu dem religiöſen Leben des Volks, daß er in eine poſitive Beziehung 


zur Wahrheit der Religion treten, und daß die Sorge, welche er 
berufsmäßig dem religiöſen Leben des Volkes zuzuwenden hat, durch 
die erfaßte Wahrheit des Chriſtenthums beſtimmt und geleitet werden 
muß. Aber es folgt aus dem Weſen des Staats und aus dem Weſen 
des Chriſtenthums nicht minder, daß der Staat bei allem ſeinen auf 
die religiöſen und kirchlichen Dinge gerichteten Handeln mit aller 


Sorgfalt die Schranken innehalte, die demſelben ſowohl durch die 


Natur des Staats, ſeiner Mittel und Aufgaben, als durch die Natur 
der Religion und des Glaubens geſetzt ſind. Der chriſtliche Staat 
braucht nur dieſer in ſeinem Begriff ebenfalls und mit derſelben 


Geltung begründeten Regel zu folgen, um gegen die Gefahr der 


Irrthümer, die er zu vermeiden hat, principiell ſicher geſtellt zu ſein. 
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Es verſteht ſich von ſelbſt, daß der Staat nicht das zur Auf⸗ 
gabe ſeines berufsmäßigen Handelns machen darf, was nur durch 
die der Kirche befohlene Verwaltung der Gnadenmittel, vor Allem 
durch die Verkündigung des Worts, erreicht werden kann. Der 
Staat darf nicht durch die Mittel der ihm zuſtehenden Zwangs⸗ 
gewalt die chriſtliche Wahrheit und die wahre chriſtliche Kirche zur 
Anerkennung und Geltung bringen wollen. Es iſt das durch das 
Weſen des chriſtlichen Glaubens verboten, durch welches der Staat 
ſeine dem wahren Chriſtenthum und der wahren Kirche zuzuwendende 
Sorge beſtimmen laſſen ſoll. Der Staat, auch als chriſtlicher, iſt 
nur für das verantwortlich, was er durch ſein berufsmäßiges Handeln 
in den demſelben geſetzten Schranken erreichen kann. Ueber diefe . 
Schranken hinaus hört ſeine Verantwortlichkeit vor Gott auf; über 
dieſe Schranken hinaus würde ſein Handeln ein willkührliches, dem 
Willen Gottes widerſprechendes werden. 

Im Beſondern alſo ſteht feſt, daß der chriſtliche Staat die 
wohlerworbenen Rechte der Kirchen und Religionsgeſellſchaften zu 
achten hat. Der Staat tritt mit ſich ſelbſt in Widerſpruch, wenn 
er das gewordene Recht als ſolches nicht achtet. Der chriſtliche 
Staat wird deßhalb auch in den anerkannten Kirchen das ſelbſtändige 
Weſen der Kirche und das Recht derſelben auf die Vollziehung der 
nach göttlichem Rechte ihr zuſtehenden Berufsaufgaben und Voll⸗ 
machten zu achten haben. Er wird ferner überhaupt die im Weſen 
der Religion und des Glaubens begründete Gewiſſens- und Reli⸗ 
gionsfreiheit der Unterthanen zu achten verbunden fein, welche frei- 
lich keine unbedingte iſt und nicht mit der Licenz abſoluter Willkühr 
identificirt werden darf. Es zweifelt wohl Niemand daran, daß 
der Staat keine Verbindung dulden darf, die ſich unter dem Titel 
| einer Religionsgeſellſchaft gegen die Grundlagen aller Moral richtet. 
Wir werden ſo zu dem chriſtlichen Toleranzprincip geführt, welches 
der Begriff des chriſtlichen Staats nicht aus⸗, ſondern einſchließt. 
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Aus den von uns für das Verhalten des chriſtlichen Staats auf- 
geſtellten Geſichtspunkten folgt als Conſequenz derſelben, daß der 
Staat die rechtliche Zulaſſung neuentſtehenden Kirchen und Religions⸗ 
gemeinſchaften nicht werde verſagen dürfen, welche ſich etwa in den 
Schranken halten, welche Locke in ſeinem naturaliſtiſchen Toleranz⸗ 
princip aufgeſtellt hat.“) Scheint aber ſo das von dem Begriffe 
des chriſtlichen Staats aus ſich ergebende Toleranzprincip mit dem 
naturaliſtiſchen im Reſultat zuſammenzutreffen, ſo wird doch durch 
beide das poſitive Verhalten des Staats zu den Kirchen und Reli⸗ 
gionsgemeinſchaften weſentlich anders beſtimmt. Wie die vom 
chriſtlichen Staate zu übende Toleranz nicht, wie die von Locke auf 
naturaliſtiſcher Baſis geforderte, aus der Indifferenz des Staats 
gegen die Wahrheit der Religion, gegen die Wahrheit des Chriſten⸗ 
thums entſpringt, ſo ſchließt ſie auch eine verſchiedene Stellung des 
Staats zu den verſchiedenen Kirchen und Religionsgemeinſchaften 
nicht aus, wie dieſelbe durch die Beziehung zur Wahrheit des Chriſten⸗ 
thums begründet wird. Dem gegenüber, was aus der zu achtenden 
Religionsfreiheit folgt, verliert die berufsmäßige Sorge für das 
wahre Chriſtenthum und die wahre Kirche ihr Recht nicht. Die 
Gerechtigkeit aber fordert nicht, daß ſich der Staat zu den verſchie⸗ 
denen Kirchen und Religionsgeſellſchaften gleich verhalte. Der Staat 
müßte dann im Gegenſatze gegen das, was ſeine berufsmäßige 
Stellung zum religiöſen Leben des Volks fordert, den Standpunkt 
der Indifferenz dem religiöſen Leben des Volks gegenüber einnehmen, 
und die Zerrüttung des Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche, 


) Nach Locke's in den nordamerikaniſchen Staaten praktiſch gewor⸗ 
denem Toleranzprincip hat der Staat bekanntlich von den öffentlich anzu⸗ 
erkennenden Religionsgemeinſchaften nur zu fordern, daß ihr Bekenntniß die 
Sätze enthalte, daß ein Gott ſei, daß derſelbe öffentlich verehrt werden ſoll, 
und daß es Pflicht jedes Menſchen ſei, der Wahrheit Zeugniß zu geben (eine 
Art Eid), wenn er von den Regierenden dazu aufgefordert wird. 


wie fie etwa durch die Schuld einer einzelnen Kirche oder Religions⸗ 
geſellſchaft, auch der ihrem Umfange und Einfluſſe nach unbedeutendſten, 
herbeigeführt würde, müßte die Zerrüttung des Verhältniſſes zwiſchen 
Staat und Kirche überhaupt zur Folge haben. Die Gerechtigkeit 
fordert, daß von der Baſis des auf dem Grunde der Wahrheit 
ruhenden Staats aus einem Jeden das Seine werde, ſo, wie es 
mit der vom Staate zu vertretenden Wahrheit vereinbar iſt. Das 
Princip der Gerechtigkeit iſt nicht identiſch mit dem Egalitätsprincip.“) 

Aus dem über die chriſtliche Toleranz Geſagten geht ſchon 
hervor, daß durch die Exiſtenz verſchiedener Konfeſſionskirchen und 
Religionsgemeinſchaften nicht nothwendig weder die Berechtigung 
noch auch die Möglichkeit des chriſtlichen, näher des evangeliſchen 
Staats aufgehoben wird. Es muß aber mehr behauptet werden. 
Nur der chriſtliche, näher der evangeliſche Staat iſt im Stande, die 
Schwierigkeiten, welche durch den Unterſchied verſchiedener Konfeſſions⸗ 


*) Man vgl. was Leibnitz in feiner Abhandlung de notionibus juris 
et justitiae (Opp. ed. Erdmann p. 119) über die Billigkeit ſagt, die 
er als den zweiten unter den drei von ihm unterſchiedenen Graden des jus 
naturae bezeichnet. „Superiorem gradum voco aequitatem. — — Et 
quemadmodum infimi gradus erat, neminem laedere, ita medii est 
cunctis prodesse; sed quantum cuique convenit aut quantum quisque 
meretur, quando omnibus aeque favere non licet. Itaque hujus loci 
est distributiva justitia et praeceptum juris, quod suum cuique 
tribui jubet. Atque huc in Republica politicae leges referuntur, quae 
felicitatem subditorum procurant, efficiuntque passim, ut qui aptitu- 
dinem tantum habebant, acquirant facultatem, i. e. ut petere possint, 
quod alios aequum est praestare. Et cum in gradu juris infimo non 
attenderentur discrimina hominum, nisi quae ex ipso negotio nascuntur, 
sed omnes homines censentur aequales, nunc tamen in hac superiore 
gradu merita ponderantur, unde privilegia, praemia, poenae locum 
habent.“ Die Staatskunſt macht es ſich zu leicht, und nicht zum Beſten 
des Staats und des Volks, wenn fie ſich den Schwierigkeiten der von Leib— 
nitz bezeichneten Aufgabe entzieht und ſich dagegen auf einen zwar einheit⸗ 
lichen aber auch abſtrackten Rechtsformalismus zurückzieht. 
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kirchen im Gebiete des Staats für denſelben Mae: werden, in 
rechter Weiſe zu löſen. 

Es tritt hier freilich der Unterſchied 00 dem ee 
Staate und dem römiſch⸗katholiſchen bedeutungsvoll hervor. Die 
Unterwerfung des Staats in ſeiner Obrigkeit unter die römiſch⸗ 
katholiſche Kirche macht die rechte Löſung der bezeichneten Aufgabe 
unmöglich. Die römiſch⸗katholiſche Kirche fordert von der Obrig⸗ 
keit, daß ſie die Obedienz aller Getauften unter die römiſche Kirche 
erzwinge, ſobald es äußerlich möglich erſcheint. Heinrich IV. von 
Frankreich mußte, nachdem er ſeinen Vertrag mit dem Papſte ge⸗ 
ſchloſſen hatte, die Hugenotten unter der Hand auffordern, auch 
ihm gegenüber wieder ihre frühere bewaffnete Stellung einzunehmen, 
da er ſich nur dann zu ſeiner Rechtfertigung dem Papſte gegenüber 
auf die Unthunlichkeit der Sache ſtützen könne, wenn er die evan⸗ 
geliſche Kirche in Frankreich nicht, wie es der Vertrag mit dem 
Papſte von ihm forderte, mit Gewalt zu unterdrücken unternehme. 
Die Anwendung der ſtaatlichen Gewalt zur Erzwingung der Obe⸗ 
dienz gegen die römiſche Kirche liegt principiell im Syſtem des 
römiſchen Katholicismus begründet. Die der römiſch-⸗katholiſchen 
Kirche angehörenden Träger der Staatsgewalt werden ſich, wenn 
ſie ſich aus Gründen des Staatswohls oder der Toleranz den An⸗ 
forderungen der römiſchen Kirche entziehen, immer in einem ſchweren 
Gewiſſensconflikte befinden, und auch äußerlich wird ihre Lage eine 
immer ſchwierigere werden, je mehr es der römiſchen Kirche gelingt, 
das ihr zugehörige Volk mit ihrem Geiſte zu durchdringen, und je 
mehr ſich dieſe Beſtrebungen der römiſchen Kirche etwa mit den 
politiſchen Intentionen verbinden, welche die Macht gewinnen. Im 
gewiſſensernſten Zuſammenſchluſſe mit dem Glauben der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche wird es den Trägern der Staatsgewalt unmög⸗ 
lich ſein, diejenige Freiheit den Forderungen der römiſchen Kirche 
gegenüber zu bewahren, welche ſie beſitzen müßten, um die Grund⸗ 
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ſätze chriſtlicher Toleranz zum Schutze anderer Konfeſſionskirchen 
mit Sicherheit aufrecht erhalten zu können. Beruht dagegen ihr 
Gegenſatz gegen die Forderungen der römiſchen Kirche darauf, daß 
fie ſich trotz ihrer äußeren Zugehörigkeit zu derſelben doch nicht durch 
die Forderungen des Glaubens beſtimmen laſſen, fo wird die er- 
folgreiche Durchführung ihres Standpunktes als nothwendige Vor⸗ 
ausſetzung die Verbreitung einer nicht durch den Glauben beſtimmten 
Geſinnung im Staate überhaupt fordern. Die ſo gerichteten Be⸗ 
ſtrebungen der Staatsgewalt werden alſo in Gegenſatz gegen das 
chriſtliche Staatsweſen und gegen die Kirche ſelbſt treten.“) 


*) Evangeliſcherſeits darf man es niemals vergeſſen, daß ein aufrichtiger 
und ehrlicher Friede zwiſchen der römiſch-katholiſchen und evangeliſchen Kirche 
niemals Statt finden kann. Es iſt in dieſer Hinſicht die Thatſache von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung, daß die römiſche Kirche den weſtphäliſchen Frieden 
niemals anerkannt hat, und daß ſie das ohne Bruch mit ihren erklärten 
Grundſätzen nicht konnte. Es wäre allerdings unbegründet, wenn man be⸗ 
zweifeln wollte, daß es der ehrliche Wunſch vieler gläubiger Katholiken in 
Deutſchland iſt, unſer kirchliches Recht ungekränkt ſicher geſtellt zu ſehen. 
Allein ſie ſind auch in dieſer Beziehung dem Papſte und den Biſchöfen gegen⸗ 
über nicht frei. Sie haben ſich lediglich zu unterwerfen, wenn die Kurie in 
den Fall kommt, die Beſeitigung unſers Rechts, das ſie nie anerkannt hat, 
zu fordern. Das liegt beſonders ſeit dem Vatikanum klar vor Augen. Wir 
Evangeliſchen dürfen nie vergeſſen, daß die äußere Rechtsſicherheit unſerer 
Kirche der römiſchen Kirche gegenüber nur ſoweit ſicher geſtellt iſt, als die 
Staatsgewalt innerlich und äußerlich frei von der Kurie und der Gewalt 
der römiſchen Kirche iſt, daß wir alſo ein ſehr weſentliches Intereſſe an dem 
Beſtande und an der Kraft des evangeliſchen Staatsweſens in Deutſchland 
haben. Es darf evangeliſcherſeits auch nie vergeſſen werden, daß die Stellung 
der evangeliſchen Kirche zum Staate auf Grund ihrer Lehre von der kirch— 
lichen und von der ſtaatlichen Gewalt ſehr verſchieden iſt von derjenigen, 
welche die römiſch-katholiſche Kirche zum Staate einnehmen muß. Es folgt 
daraus, daß unter allen Umſtänden die Beſtrebungen der evangeliſchen Kirche 
dem Staate gegenüber weſentlich andere ſein werden und ſein müſſen, als 
die der römiſch-katholiſchen Kirche. Wohl werden auch die evangeliſchen 
Chriſten, ſoweit es an ihnen iſt, jedem Unrecht gegen die katholiſche Kirche 
zu wehren haben. Das Recht der römiſch-katholiſchen Kirche müſſen auch 
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Das evangeliſche Chriſtenthum dagegen befähigt den Staat 
zur rechten Löſung der Aufgaben, die ihm durch die Exiſtenz ver⸗ 
ſchiedener Konfeſſionskirchen geſtellt ſind, zu einer ſolchen Löſung 
nämlich, durch welche zugleich der chriſtliche Staat und damit Alles, 
was mit demſelben und ſeiner Sorge für das Chriſtenthum und die 
Kirche gegeben iſt, bewahrt bleibt. Und das nicht etwa blos aus 
dem Grunde, weil durch die evangeliſche Lehre die Selbſtändigkeit 
und Unabhängigkeit der ſtaatlichen Gewalt der kirchlichen Gewalt 
gegenüber ſichergeſtellt iſt, da nach evangeliſcher Lehre die chriſtliche 
Obrigkeit in der Ausrichtung ihres Berufs ſelbſtändig mit ihrem 
Gewiſſen vor Gott ſteht und nicht irgendwie zum Gehorſam gegen 
die kirchlichen Oberen verpflichtet iſt. Wie wichtig das auch im Ver⸗ 
gleich mit der Sachlage in der römiſchen Kirche iſt, es wäre doch 
nicht genug. Auch nach dem evangeliſchen Chriſtenthum ſollen ſich 
doch die Träger der obrigkeitlichen Gewalt in der Ausübung ihres 
ſtaatlichen Berufs als Chriſten durch die Forderungen des Glaubens 
beſtimmen und leiten laſſen. Die Hauptſache iſt, daß der evange⸗ 
liſche Glaube ſelbſt jede Anwendung der ſtaatlichen Gewalt verbietet, 
welche im Widerſpruche mit derjenigen Freiheit des Glaubens und 
der Religionsübung ſteht, welche im Weſen der Religion und des 
Glaubens begründet iſt. Es tritt hier überhaupt in Kraft, was 
über die für den chriſtlichen Staat beſtehende Pflicht der Toleranz 
geſagt iſt. 

Der chriſtliche Staat, der a dem Grunde der evangeliſchen 


evangeliſche Chriſten, und zwar um ihres chriſtlichen Gewiſſens willen, auf⸗ 
richtig achten. Es iſt auch möglich, daß die Beſtrebungen der evangeliſchen 
Kirche in einzelnen Fragen, die ſich auf das Verhältniß zwiſchen Kirche und 
Staat beziehen, mit denen der römiſchen Kirche zuſammentreffen. Aber die 
Beſtrebungen der evangeliſchen Kirche müſſen ſtets ſtreng durch die Forde⸗ 
rungen des evangeliſchen Glaubens geleitet werden, und von der fo vor⸗ 
geſchriebenen Linie dürfen ſie ſich auch durch augenblickliche aan K 
tunitäten niemals ablenken laſſen. 


55 Wahrheit ſteht, muß ſich durch dieſelbe in allem ſeinem auf die 
religiöſen und kirchlichen Dinge bezüglichen Handeln leiten laſſen. 


Es gilt das alſo auch von ſeinem Verhalten den Konfeſſionskirchen 


| gegenüber, die durch ihre Irrthümer von der evangelifchen Wahrheit 
abweichen. Der Staat iſt durch die evangeliſche Wahrheit, auf der 
er ſteht, in ſeinem Gewiſſen frei von falſchen Forderungen, welche 
etwa von ſolchen Konfeſſionskirchen als Forderungen des Chriſten⸗ 
thums an ihn und ſein Handeln geſtellt werden. Es wird auch 
nicht fehlen können, daß der Staat in die Lage kommt, die evan⸗ 
geliſche Wahrheit ſolchen Konfeſſionskirchen gegenüber zu vertreten. 
Aber die evangeliſche Wahrheit macht es zugleich, wie bereits her⸗ 
vorgehoben iſt, dem Staate zur Pflicht, das Recht ſolcher Kirchen 
gewiſſenhaft zu achten. Sie erinnert den Staat daran, daß ihm 
als Staat die Mittel fehlen, die im Glauben Irrenden von ihrem 
Irrthum zu überzeugen und in die Wahrheit einzuführen. Sie er⸗ 
innert ihn überhaupt an die Schranken, die dem berufsmäßigen 
Handeln des Staats in den kirchlichen Dingen geſetzt ſind. Noch 
mehr. Nach der evangeliſchen Lehre iſt das Chriſtenthum und die 
Kirche nicht in die Grenzen einer Konfeſſionskirche, in die Grenzen 
der wahren Konfeſſionskirche eingeſchloſſen. Die evangeliſche Wahr⸗ 
heit läßt daher den Staat auch in dem Chriſtenthume der mit Irr⸗ a 
thümern behafteten Konfeſſionskirchen das Chriſtenthum und in 
dieſen Kirchen die Kirche erkennen. So beſtimmt ſie den Staat, 
das Chriſtenthum auch in dieſen Kirchen zu ſchützen und der Kirche 
auch in dieſen Kirchen die Rechte zu gewähren und ſie die Wirkſam⸗ 
keit entfalten zu laſſen, auf welche die Kirche nach göttlichem Rechte 
Anſpruch hat. Dem evangeliſchen Staate, der die Bedeutung des 
Chriſtenthums auch in ſeinen durch Irrthümer verderbten Geſtalten 
zu erkennen im Stande iſt, wird es ſich nicht verbergen können, daß 
nur ein größerer Schaden entſteht, wenn man die falſchen Kon⸗ 

feſſionskirchen, die man doch nicht in rechter Weiſe reformiren kann, 
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nicht ihre Wirkſamkeit in den Gebieten entfalten läßt, in denen die 
Kirche zu walten hat, und wenn man ſie von den Aufgaben aus⸗ 


ſchließt, die doch nur von der Kirche gelöſt werden können. Beſſer 
römiſch⸗katholiſches Eherecht, als naturaliſtiſches, das noch dazu im 


— 


Gegenſatze gegen das religöſe Gewiſſen vom Staate aufgezwungen 


würde. Beſſer römiſch⸗katholiſche Konfeſſionsſchulen, als confeſſions⸗ 


loſe, naturaliſtiſche Schulen. Je mehr der evangeliſche Staat das 


Chriſtenthum und das Recht der Kirche auch in der falſchen Konfeſſions⸗ 


kirche, auch in der römiſch⸗katholiſchen Kirche ſeines Territoriums 


achtet und ſchützt, deſto kräftiger wird er, unterſtützt von der Macht 
der evangeliſchen Wahrheit, auf der er ſteht, das ſelbſtändige Recht 
des Staats und alles, was das Staatswohl fordert, auch der falſchen 
Konfeſſionskirche, auch der römiſch⸗katholiſchen Kirche gegenüber und 
unter ihren Mitgliedern zur Geltung bringen können. Nur wenn 
der Staat auch bei ſeiner berechtigten Gegenwirkung gegen Gefahren, 
die von den Konfeſſionskirchen her entſtehen können, die bezeichnete 


Stellung des evangeliſchen Staats zu dem Chriſtenthume und der 


Kirche in den Konfeſſionskirchen bewahrt, werden ſeine Erfolge 


wirklich heilſame ſein können. Richtet er ſich aber bei ſolchem be⸗ 


rechtigten Kampfe zugleich gegen das Chriſtenthum und das Recht 
der Kirche in den Konfeſſionskirchen, ſo wird er nicht nur ſeine 
Aufgabe erſchweren und tiefere Zerrüttungen hervorrufen, ſondern 
auch ſein Sieg würde nicht zum Wohle des Staats und des Volks 
gereichen können, weil er nicht blos ein Sieg des Staats und ſeines 
Rechts über kirchliches Unrecht, ſondern zugleich eine Niederlage des 
Rechts des Chriſtenthums und der Kirche wäre. 


( 


Man ſollte meinen, daß jedenfalls bei allen denen, welche durch | 
das Intereſſe des chriſtlichen Glaubens beſtimmt werden, die von 


uns entwickelten Sätze über den chriſtlichen Staat und ſein berufs⸗ 


mäßiges Verhalten zum Chriſtenthum und zur Kirche der Anerkennung 


ihres principiellen Rechts gewiß ſein müßten. Allein es iſt nicht ſo. 
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und kirchlichen Dinge einzugreifen berechtigt ſein? 
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Gegen dieſelben werden vielmehr auch im Intereſſ e der Kirche, ihrer 


Selbſtändigkeit und Freiheit dem Staate gegenüber, vielfach Ein⸗ 


wendungen erhoben. Wie wir gleich im Anfang darauf hinweiſen 


mußten, fordern auch viele gläubige Chriſten die Trennung des 
Staats von der Kirche im Sinne des religionsloſen, des gegen die 
religiöſen und kirchlichen Dinge indifferenten, naturaliſtiſchen Staats. 

In der That liegen ja in dem Einfluſſe des Staats auf die 
kirchlichen Dinge ſehr große Gefahren für die Kirche und das kirch⸗ 
liche Leben. Die lutheriſche Kirche in Deutſchland weiß davon zu 
ſagen, und es iſt nicht zu verwundern, daß das Mißtrauen gegen 
den chriſtlichen Staat und ſeinen Einfluß auf die kirchlichen Dinge 
gerade in lutheriſchen Kreiſen weit verbreitet iſt. Die Union beruht 
doch vornehmlich auf dem ſtaatlichen Einfluſſe. Der Staat kann 


ſich mit dem Irrthum, mit falſchen, auflöſenden Beſtrebungen in 


der Kirche verbinden, wie er es ſo vielfach unter dem Einfluſſe der 
Aufklärung gethan hat. Er kann auch ohne Rückſicht auf die Wahrheit 


des Chriſtenthums und das göttliche Recht der Kirche ſeine politiſchen 
Wiünſche und Beſtrebungen zum Beſtimmenden für ſeine Behandlung 


der kirchlichen Dinge machen. Er kann die Kirche wegen ihres Ein⸗ 
fluſſes auf das Leben des Volks feinem omnipotenten Willen zu 
unterwerfen unternehmen. Er kann das alles thun, während er 
zugleich das Recht des chriſtlichen Staats für ſich in Anſpruch nimmt. 
Gerade gegenwärtig droht die Gefahr, daß die kirchlichen Dinge den 
nationalen und politiſchen Beſtrebungen untergeordnet und auf 
Koſten der Kirche und ihrer Wahrheit dienſtbar gemacht werden. 


Und wenn ſich nun der Staat vom Chriſtenthum losſagen, wenn 


der Naturalismus über den Staat die Herrſchaft erlangen ſollte, 
wird dann nicht der Staat mit demſelben Rechte, welches wir dem 
chriſtlichen Staate zugeſchrieben haben, in ſeinem Sinne, alſo im 
Gegenſatze gegen das Chriſtenthum und die Kirche in die religiöſen 
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So kann alfo wohl der Schein entſtehen, als ob die Indifferen; 


des Staats zu den religiöſen und kirchlichen Dingen das Wünſchens⸗ 


wertheſte für die Kirche ſei, als ob ſich im Intereſſe der Kirche als 8 


richtiges Princip für die Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Staat 
und Kirche der Satz empföhle, der Staat habe es allein mit den 
zeitlichen Dingen zu thun, nicht aber mit dem, was ſich auf das 
ewige Leben bezieht, die religiöſen und kirchlichen Dinge lägen gänz⸗ 
lich außer der Sphäre ſeines Berufs. Dieſer Satz ſcheint zugleich 


um ſo erfolgreicher im kirchlichen Intereſſe dem Staate gegenüber 


gebraucht werden zu können, da er zu den Sätzen des Liberalismus 
gehört und ſich leicht als Forderung eines 1 Liberalismus 
darſtellen läßt. 


Es iſt jedoch dringend vor der Täuſchung zu warnen, der man 


hier zu verfallen Gefahr läuft. Nichts als grundloſe Täuſchung iſt 
es, wenn man meint, auf dem Grunde der Indifferenz des Staats 
gegen die religiöſen und kirchlichen Dinge laſſe ſich das rechte, dem 
Wohle des Staats und der Kirche entſprechendſte Verhältniß zwiſchen 
beiden herſtellen. Die Entwickelungen in der unmittelbaren Gegen⸗ 
wart ſind wohl dazu angethan, die Täuſchung, die hier we A 
zudecken. 


falſcher Satz iſt, und daß wir die Sache Gottes und der Kirche 
niemals auf einen falſchen Satz ſtützen dürfen, wie „opportun“ das 
auch zeitweilig ſcheinen möge. Daß aber jener Satz ein falſcher 
Satz iſt und im Widerſpruche ſteht mit der ſittlichen Natur des 
Staats und mit dem Gehorſam gegen den Willen Gottes, zu 
welchem die Menſchen in allem ihrem ſittlichen Handeln verpflichtet 
ſind, iſt durch unſere Betrachtungen über den Staat dargethan. Der 
Staat darf allerdings nicht die von Gott der Kirche gegebene Auf⸗ 


gabe, nämlich „das Amt, das die Verſöhnung predigt,“ zur ſeinigen 


Wir dürfen zunächſt nicht aus den Augen laſſen, daß der Satz, 
der Staat habe es allein mit den zeitlichen Dingen zu thun, ein 
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machen, und er darf auch nicht die Vollmachten an ſich nehmen, die 
Gott der Kirche zur Ausrichtung der ihr gegebenen Aufgabe verliehen 
hat. Die beiden Schwerter, das weltliche und das geiſtliche, ſind 
in ihrem Unterſchiede zu wahren. Aber damit iſt nicht geſagt, daß 
die Kirche mit ihrer Aufgabe und ihrem Wirken für die Ausrichtung 
derſelben überall nicht Gegenſtand für das Handeln des Staats nach 
dem ihm eigenen Berufe werden dürfte. Wir haben vielmehr be⸗ 
reits gezeigt, daß der Staat mit ſeinem berufsmäßigen Handeln gar 
nicht gänzlich beziehungslos zu den kirchlichen Dingen bleiben kann, 


und daß er alſo in irgend welchem Sinne, der immer durch feine 


Stellung zu den ewigen Dingen beſtimmt ſein wird, ſein Handeln 
auf die kirchlichen Dinge richten muß. Es bleibt immer wahr, 
was Melanchthon in den Locis ſagt, daß die Obrigkeit „kein 
Rinderhirt“ ſei, ſie ſei vielmehr über Menſchen geſetzt und habe 
daher nicht blos dem „Bauche“, den zeitlichen Intereſſen, zu dienen, 
ſondern ſie habe die Menſchen als Menſchen, d. h. als ſolche, die 
für das ewige Leben bei Gott beſtimmt ſind, zu regieren. Daraus 
folgt aber vor Allem auch dies, daß der Staat den Untherthanen 
ſeinen Schutz und ſeine Pflege nicht blos in ihren zeitlichen Intereſſen 
ſchuldet, ſondern auch inſofern, als ſie deſſen im Gemeinſchaftsleben 
der Menſchen für ihre ewigen Intereſſen bedürfen. Es heißt den 
Staat tief erniedrigen, es heißt ihn in ſeinem ſittlichen Weſen zer⸗ 
ſtören, wenn man das verneint. 

Man verbindet ſich alſo mit dem Irrthum, wenn man ſich im 
vermeintlichen Intereſſe der Kirche den Vertretern des bezeichneten 
falſchen Princips anſchließt, und man arbeitet mit an der Zerſtörung 
der wahren Grundlagen des Staats und des öffentlichen Lebens, 
wenn man zur Durchführung dieſes falſchen Princips mitwirkt. 

Aber man meine doch auch nicht, daß man den Staat, der ſich 
gegen die Kirche und ihr Recht richtet, durch jenes Princip werde 

binden können. Der Satz, daß der Staat es nur mit den zeitlichen 


Dingen zu thun habe, hat als Mittel des Kampfes gegen den chriſt⸗ 
lichen Staat ſeine Dienſte gethan. Einen Schutz für die Kirche 


gegen den Staat gewährt er nicht. Der Staat, der auf das Recht ax | 


des chriſtlichen Staats hin, jet es aus politiſchen Gründen, die er 
über die Wahrheit der Kirche und ihr göttliches Recht ſtellt, oder 
aus andern Gründen, etwa im Irrthum über das, was die Wahr⸗ 
heit und das Recht der Kirche fordert, den berechtigten Forderungen 
der Kirche entgegen tritt, wird ſich nicht durch jenes „Princip“ 
zurückweiſen laſſen. Es wird nicht einmal einen Eindruck auf ihn 
machen können, da er es mit dem vollſten Rechte und in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit der evangeliſchen Lehre unſerer Kirche als ein falſches 
ablehnen kann. Und auch der Staat, über den die naturaliſtiſchen 
Beſtrebungen die Herrſchaft gewonnen haben, wird ſich durch jenes 
„Princip“ nicht ſchrecken laſſen, wie ſehr man es ihm auch als die 


nothwendige Conſequenz des wahren Liberalismus entgegen hielte. a 


Er wird ſich durch dieſes Princip nicht ausreden laſſen, daß die 
Förderung der Bildung und der Wiſſenſchaft Sache des Staats ſei, 
und er wird vor dem Satze, daß der Staat es allein mit den zeit⸗ 5 
lichen Dingen zu thun habe, nicht ſtille ſtehn, wenn die Bildung, auf 
die er das öffentliche Leben gründen will, in Konflikt mit der Kirche, 
ihrem Recht und ihrem Wirken kommt. Ich denke, in der Gegen⸗ 
wart leuchtet die Richtigkeit dieſer Behauptungen ohne Weiteres ein. 
Schon jetzt wird von Liberalen zwiſchen den „ſachlichen“ Zielen der 
„Freiheit“ und den formellen Forderungen derſelben unterſchieden, 

welche letzteren den erſteren unterzuordnen ſeien. Immer mehr 
wird es in liberalen Kreiſen Mode, über Principienreiterei zu ſpotten 
und ſich der nutzenbringenderen Realpolitik zuzuwenden. Es werden 
freilich nicht alle Liberalen ihre früheren Sätze aufgeben. Aber im 
Großen und Ganzen wird, wenn der Liberalismus zur Herrſchaft 
gelangt, dieſe Veränderung auch eine Veränderung ſeiner N. 
in manchen Stücken zur Folge haben. 
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Wie bereits hervorgehoben wurde, müſſen Staat und Kirche 
in den ſo wichtigen gemiſchten Sachen zuſammentreffen und ſich 
irgendwie mit einander auseinanderſetzen. Die Indifferenz des 
Staats zu den kirchlichen Dingen würde nur dann die Vortheile | 
gewähren „welche man ſich zfür die Kirche von derſelben verſpricht, 
wenn in dieſen gemiſchten Sachen, den Eheſachen, dem Unterrichts⸗ 
weſen, welche für die Kirche und das ihr befohlene Werk von der 
größten Bedeutung ſind und die doch auch zur Wirkungsſphäre des 
Staats gehören, der Staat ſeine berufsmäßige Einwirkung in die 
allerengſten Grenzen einſchränken wollte, um die Kirche in aller 
Freiheit darin walten zu laſſen. Ganz anders aber und überaus 
ſchlimm würde ſich dagegen die Sache für die Kirche geſtalten, wenn 
der Staat, während er ſich indifferent zu den kirchlichen Dingen 
ſtellt, dennoch ſein Recht in den gemiſchten Sachen im weiteſten 
Umfange feſthielte und ausdehnte, wenn er, um ſeine Autonomie der 
Kirche gegenüber zur Geltung zu bringen, in den gemiſchten Sachen 
alles einſeitig ſeinem Willen unterwürfe. Es bedarf nicht erſt der 
Ausführung, wie ſehr der Kirche dadurch der Raum für ihre noth⸗ 
wendige Selbſtbewegung und die ihr befohlene Wirkſamkeit entzogen, 
wie dadurch ein großer Theil der Kirche, nicht der „Güter“ der 
Kirche, ſondern der Kirche ſelbſt ſäculariſirt würde. Der Staat 
würde zur Gegenkirche, welcher die ſtaatliche Gewalt als Mittel des 
Kampfes gegen die Kirche zu Gebote ſtände. Daß aber der Staat, 
von dem die Indifferenz gegen die kirchlichen Dinge gefordert wird, 
ſich in den gemiſchten Sachen freiwillig die Selbſtbeſchränkung auf⸗ 
legen ſollte, welche im Intereſſe der Kirche gewünſcht werden müßte, 
läßt ſich wohl nicht erwarten, da der Staat durch ſolche Selbſt⸗ 
beſchränkung höchſt bedeutungsvolle Gebiete des Einfluſſes und der 
Macht aufgeben und in Hände, die ihm ganz fremd wären, abtreten 
müßte. Er würde in einer ſolchen Selbſtbeſchränkung nur eine ſehr 

weſentliche Depontenzirung und die Selbſthingabe in die Discretion 


e 


einer fremden Macht ſehen müſſen. Der Staat kann überhaupt 5 


die gemiſchten Sachen gar nicht gänzlich aus ſeiner Hand geben und 
der Kirche allein überlaſſen. Und in welchem Geiſte ſoll er denn 


in dieſen Gebieten ſeine Wirkſamkeit entfalten, wenn er gegen das 
Religiöſe indifferent ſein ſoll? Gerade die gemiſchten Sachen, in 
denen Staat und Kirche ihre Wirkſamkeit vereinigen oder einander 


hemmen, bekämpfen und verdrängen müſſen, legen mit aller Evidenz 


die Nothwendigkeit und die Bedeutung eines poſitiven Bundes 
zwiſchen Staat und Kirche dar.“) 
Sagt ſich der Staat vom Chriſtenthum los, unternimmt er 


es, von einer andern Baſis aus als der des chriſtlichen Staats und 


nach einer anderen Regel als einer ſolchen, welche durch das göttliche 
Recht der Kirche bedingt wird, ſein Verhältniß zur Kirche zu ordnen, 
ſo iſt für die Kirche, wenn ſie ihrem Auftrage und ihrer Pflicht nicht 
untreu werden will, keine andere Lage denkbar als die des Kampfes 
für ihr Recht, welcher Kampf auf allen Gebieten, wo ſie mit dem 
Staate zuſammentrifft, zu führen fein und deſſen Erfolg von der 
Kraft abhängen wird, den die Kirche in ſich ſelbſt, auf ihrem gött⸗ 


) Man laſſe ſich nicht durch die nordamerikaniſchen Zuſtände täuſchen, 
die ja zudem ſehr weit davon entfernt ſind, in jeder Beziehung muſter⸗ 
gültige zu ſein. Das, was täuſchen könnte, die freie Bewegung nämlich, 
welche den kirchlichen Gemeinſchaften bei der Indifferenz des Staats gegen 


die kirchlichen Unterſchiede gewährt iſt, beruht darauf, daß in Folge der 
eigenthümlichen Bedingungen, unter denen die nordamerikaniſchen Staaten 


entſtanden ſind und entſtehen, die Staatsgewalt überhaupt eine ſehr einge⸗ 
ſchränkte und nach vielen Seiten hin ſehr unentwickelte iſt. Es iſt das alles 
aber mit der fortſchreitenden Entwickelung ein immer mehr Verſchwindendes. 
Und mag auch bei uns eine ſtarke Reaktion gegen die immer weiter fort⸗ 
ſchreitende Verſtaatlichung von Allem, welche Reaktion beſonders auch im 
Intereſſe der Kirche zu wünſchen iſt, immer nothwendiger ſich erweiſen und 
immer erfolgreicher ſich durchſetzen, die Verwirklichung nordamerikaniſcher 
Zuſtände wäre ebenſowenig wünſchenswerth, als ſie möglich iſt. 


lichen Grunde findet. Es wird dann immer nur zu Kompromiſſen 


Dur: 1 * * n 9 * 
EN: n 2 DIENEN hen a 

* Por Wr FR Fr RT a he 3 N * 27 j 

ER a 4 \ . 
. - A A . 


4 — 

2 

— 5 
* 


RN 
zwiſchen Staat und Kirche kommen, welche mehr oder weniger günftig 
für die Kirche ſind, niemals aber, ſo lange die rechte Grundlage 
nicht wiedergefunden würde, würde es zu einer Geſtaltung des Ver⸗ 
hältniſſes zwiſchen Staat und Kirche kommen können, in welcher 
beide ihr Recht und ihre Ziele geſichert ſähen, und ebendeßhalb auch 
zu keiner in ſich wahren und dauernden Geſtaltung. Denn — eben 
das iſt eine durch keine Zeitentwickelungen zu beſeitigende in der 
Natur der Dinge begründete unveränderliche Wahrheit, — das rechte 
Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche iſt nur dann realiſirbar, wenn 
ſich der Staat in ſeinem auf die kirchlichen Dinge bezüglichen Handeln 
durch die erkannte und anerkannte göttliche Wahrheit des Chriſten⸗ 
thums beſtimmen läßt, alſo nur realiſirbar von der Baſis des chriſt⸗ 
lichen Staats aus. 97825 
Es iſt von entſcheidender Bedeutung, dieſe Wahrheit ſtets und 
unter allen Umſtänden unverrückt vor Augen zu behalten. Re 
Man ſage nicht, die Frage nach dem chriſtlichen Staat und 
nach der Art, wie ſich zwiſchen dem chriſtlichen Staate und der Kirche 
das Verhältniß geſtalte, habe mehr nur noch eine theoretiſche Be— 
deutung, da ſich die Praxis wohl unter der Vorausſetzung des nicht 
chriſtlichen Staats zu geſtalten haben werde. Die Kirche muß ſich 
unſtreitig auf dieſe Eventualität und die dornenvollen Pfade rüſten, 
die ſie dann zu gehen haben wird. Es würde dann ſelbſtverſtändlich 
ihre nächſte Sorge darauf gerichtet ſein müſſen, ihre eigenen Aufgaben 
ſo, wie es durch den gewordenen Zuſtand des öffentlichen Lebens 
gefordert wäre, zu erfüllen. Die Herſtellung des chriſtlichen Staats 
und des auf denſelben zu gründenden rechten Verhältniſſes zwiſchen 
Staat und Kirche iſt nicht unbedingt Aufgabe der Kirche; das kann 
ſie ſchon deßhalb nicht ſein, weil die Löſung dieſer Aufgabe nicht 
von der Kirche allein abhängt. Dennoch wäre auch dann die Er⸗ 
kenntniß, daß der Staat nur als chriſtlicher ſeine eigene wahre Ver⸗ 
wirklichung finden kann und daß nur von der Baſis des chriſtlichen 


Staats aus das rechte Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche her⸗ is 


ſtellbar iſt, ſchon deßhalb unentbehrlich für die Kirche, weil fie nur 
durch dieſe Erkenntniß in den Stand geſetzt würde, die gewordenen 


Zuſtände richtig zu beurtheilen und ſich vor falſchen Hoffnungen und 
Illuſionen ſowie davor zu hüten, daß ſie die Ziele, welche ſie zu 
erſtreben hat, von falſchen Vorausſetzungen aus beſtimme. Die 
Kirche wird auch dann ihre eigenen Aufgaben im öffentlichen Leben 
nicht vollziehen können, ohne überall in Berührung mit dem Staate 
zu kommen. Sie wird ſie, wie bereits hervorgehoben werden mußte, 


nur im Kampfe mit dem Staate und mit den Einflüſſen feiner 
Geſetzgebung und Wirkſamkeit vollziehen können. Wie ſoll aber die 


Kirche dieſen Kampf in rechter Weiſe führen können, wenn ſie ſich 
in demſelben nicht beſtändig durch die rechte, mit der evangeliſchen 
Wahrheit übereinſtimmende Erkenntniß vom Berufe des Staats und 
ſeinen Beziehungen zur Kirche leiten läßt? Die Kirche darf niemals 
aufhören, ihr göttliches Recht und den ihr von Gott gegebenen 


Befehl, zu lehren alle Völker, dem Staate gegenüber geltend zu 


machen, wie ſich auch der Staat zu ihr ſtellen mag. Aber ſie wird 


das in rechter Weiſe nur thun, wenn ſie zugleich dem Staate gibt, 
was dem Staate gehört. Sie darf niemals principiell dem Staate 
etwas abſprechen, was der Beruf des Staats nach dem Willen 


Gottes in ſich ſchließt. Sie darf ſich im Kampfe für ihr Recht dem 
Staate gegenüber niemals auf falſche Principien ſtützen und niemals 
mit falſchen Beſtrebungen verbinden, welche augenblickliche Vortheile 


davon auch zu hoffen ſein mögen. Solche augenblickliche Erfolge 


könnten doch nur ſcheinbare, nur unreine und unſichere ſein. Die 


Kirche ſoll die unveränderlich treue Zeugin der unveränderlichen, 
einigen Wahrheit ſein, auch dem Staate gegenüber. So darf ſie 
alſo, wenn ſie ihrem Berufe, das Wort Gottes allen Völkern zu 
verkünden, nicht untreu werden will, auch niemals aufhören, dem 
Staate zu bezeugen, was Gottes Wille von dem Staate fordert. 


n 
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Welges auch der fiche Ausgang der Kämpfe ſein möge, in die die 


Kirche hineingezogen wird, die Kirche kann den Kampf für ihr Recht 


nicht recht führen, ohne zugleich für den chriſtlichen Staat, für ſeine 
Wiederbefeſtigung oder Wiederherſtellung zu kämpfen. Wenn nicht 
alles täuſcht, wird die Kirche, wenigſtens in der nächſten Zukunft, 
gar nicht dem Staate, der ſich offen vom Chriſtenthum losſagt, 
gegenüberſtehen. Wenn nicht alles täuſcht, wird der Staat, während 
er unter dem Einfluſſe naturaliſtiſcher Auffaſſungen ſein Verhältniß 
zur Kirche geſtaltet, dennoch die Verbindung mit dem Chriſtenthum 
und auch mit der Kirche in der Weiſe feſthalten wollen, wie es ihm 
durch die Nothwendigkeiten des Staats gefordert und nach dem 
Recht des Staats der Kirche gegenüber gerechtfertigt zu ſein ſcheint. 
Aber auch dann, wenn ſich der Staat principiell und offen als 


religionsloſer Staat auf die naturaliſtiſche Baſis ſtellen ſollte, 


wäre doch auch dadurch, wie wir früher ſahen, der chriſtliche Charakter 
des Staats noch keineswegs gänzlich beſeitigt und der Kampf zwiſchen 
dem Chriſtenthum und dem Naturalismus im Staate noch keines⸗ 
wegs definitiv entſchieden. Es kann alſo gar keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß die Kirche den Kampf für ihr Recht gegen den Staat 
nur recht führen wird, wenn ſie ihn von der Baſis des Begriffs 
des chriſtlichen Staats aus führt, wenn ſie, während ſie ihr göttliches 
Recht und ſeine Forderungen dem Staate gegenüber unverrückt 
vertreten muß, doch zugleich in keinem Augenblicke aufhört, dem 
Staate mit der Idee des chriſtlichen Staats die rechte Löſung des 
Problems, das ſich an das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche 
knüpft, vorzuhalten und ihrerſeits entgegenzubringen. Je mehr es 
ihr gelingt, in dieſem Sinne ihren Kampf recht zu führen, was denn 
ſelbſtverſtändlich zugleich in ſich ſchließt, daß ſie als Recht der Kirche 
nichts fordert, als was das klare Wort der heiligen Schrift feſtſtellt, 
und im Uebrigen, ſo weit es dies unveräußerliche Gottesrecht der 
Kirche geſtattet, dem Staate und dem was er für nothwendig hält 
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in aller Willigkeit entgegenkommt, deſto mehr darf ſie hoffen, von 


dem Staate, der ſich nicht von dem Chriſtenthum losſagen will, 


wenn auch erſt nach ſchweren Verwickelungen die Anerkennung ihres | 


Rechts zu erlangen, oder, wenn der Staat ſich auf die naturaliſtiſche 
Baſis offen ſtellen ſollte, ihrerſeits dazu zu helfen, daß mit dem 
chriſtlichen Staate die rechten Grundlagen des öffentlichen Lebens 
überhaupt und des Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche wieder⸗ 
gewonnen werden. Und ſollte dieſe Hoffnung eine gänzlich grund⸗ 
loſe ſein? In der Gegenwart reiht ſich freilich für die Kirche immer 
raſcher Niederlage an Niederlage. Aber darf man den geſchichtlichen 


Gang der Dinge nach dem gegenwärtigen Augenblicke beurtheilen? 


Erſt dann, wenn der Staat von der neuen Baſis aus, auf die er 


ſich ſtellt, die Löſung der Aufgaben unternimmt, welche ihm den 


kirchlichen Dingen gegenüber geſtellt ſind, wird er auf die innern 
Unmöglichkeiten und auf die unauflöslichen Schwierigkeiten ſtoßen, 
in die ihn ſeine falſche Baſis verwickelt. Und auch noch nach einer 
anderen Seite hin wird ſich dann in unfehlbar eintretenden Folgen 
die Wahrheit deſſen mit aller Evidenz erweiſen, was die Kirche über 
die ſittliche Natur des Staats und über die damit gegebene unauf⸗ 
lösliche Abhängigkeit feiner ſittlichen Vorausſetzungen von der Religion 
und ihrer Wahrheit, alſo über das Recht und die Bedeutung des 
Begriffs des chriſtlichen Staats zu lehren hat. Die falſchen natura⸗ 
liſtiſchen Principien, zur Grundlage des Staats gemacht, werden 
das Verderben und die Auflöſung des ſtaatlichen Lebens zur Folge 
haben. Je mehr ſich dieſe Conſequenzen vollziehen und zu Tage 
treten, deſto mehr wird ſich auch im Volke wieder das Verſtändniß 


für die Lehre der Kirche verbreiten, und deſto mehr werden ſich mit | 
den Beſtrebungen der Kirche alle Intereſſen für ein recht begründetes 
und befeſtigtes ſtaatliches Leben verbinden. Der moderne Staat, 


ehe er ſeine vollendete Verwirklichung findet, wird noch ſehr mannich⸗ 
fache Entwickelungsphaſen unter ſehr verſchiedenen Verhältniſſen 


. 

und Schickungen zu durchlaufen haben, und wenn er fertig ſein 
wird, wird er jedenfalls eine weſentlich andere Geſtalt darbieten, 
als diejenigen meinen, die ſich gegenwärtig als die eigentlichen Hiero⸗ 
phanten deſſelben darzuſtellen lieben. Das Einreißen des Alten und 
das Aufbauen des Neuen ſind zwei ſehr von einander unterſchiedene 
Dinge. Es wäre allerdings ſehr unbegründet, wenn man ſich in 
Betreff der Zukunft und der Ausgänge der gegenwärtigen Kämpfe 
einer optimiſtiſchen Hoffnungsſeligkeit hingeben wollte. Es gibt für 
die Einzelnen und für die Völker ein Fallen, aus dem ſie nicht 
wieder aufſtehen. Sieht man auf das, was ſichtbar iſt und vor 
Augen liegt, ſo findet man keinen ſichern Anhalt für die Hoffnung. 
Aber wir ſollen auch nicht nach dem, was ſichtbar iſt, urtheilen; und 
richtet man den Blick von unten nach oben auf den HErrn, ſo wird 
alles wieder von der Gewißheit überwogen, daß Er auch heute noch 
ein ſehr gnädiger und ein ſehr wunderbarer Gott iſt, und daß alfo 
nicht unmöglich iſt, was uns jetzt ſo erſcheint. Welches aber auch 
immer nach Gottes Willen der Gang der Dinge in der Zukunft 
ſein mag, die Kirche darf jedenfalls niemals aufhören, die Wahrheit, 
die ihr anvertraut iſt, voll und rein auch für den Staat feſtzuhalten 
und zu bezeugen. Nicht an der Kirche, nicht daran, daß ſie ihren 
Beruf als Hüterin und Predigerin der Wahrheit Gottes verſäumt, 
darf auch nur ein Theil der Schuld liegen, wenn unſer Volk dieſe 
Wahrheit Gottes verlieren oder nicht wieder finden ſollte. 


Anhang. 


Ueber das neue preufziſche Schulaufſichtsgeſetz 5 


Durch das neue preußiſche Schulaufſichtsgeſetz iſt, obwohl durch 


daſſelbe nach den Erklärungen der Miniſter eine Losſagung vom 
Chriſtenthume und die Beſeitigung jeden Einfluſſes der Kirche auf 


die Schule nicht bezweckt wird, dennoch unſtreitig die Grundlage für - 


das rechte Zuſammenwirken des Staats und der Kirche im Schul⸗ 


weſen principiell zerſtört. Das Geſetz, welches nach der Erklärung 
des Kultusminiſters im preuß. Abgeordnetenhauſe die zweifelloſe 
Klarſtellung des Satzes bezweckt, daß alle Beamten und alle Be⸗ 


hörden, die mitzuwirken haben bei der Schulaufſicht, dabei im Namen 


des Staates handeln, welches nach eben dieſer miniſteriellen Erklärung 
will, daß der Geiſtliche, der dabei thätig iſt, ſein Mandat vom Staate 


habe und anerkenne, daß er ſolches habe vom Staate und nicht von 
ſeiner Stellung in der Kirche, beruht, wie es ſich als Ausführung 


der Verfaſſungsurkunde von 1850 gibt, auf der Vorausſetzung, daß 


die Schule Staatsanſtalt geworden iſt, daß die Volksſchule, um die 
es ſich zunächſt und vor Allem handelt, und welche bisher der Kirche 


und dem Staate gehörte, fortan allein dem Staate gehören ſoll. 


Auch das hat der Kultusminiſter ausdrücklich und wiederholt in 
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feiner Rebe RR 9 Das Geſetz ſetzt alſo die Sicularifation 
der Schule als vollzogen voraus. Der thatſächliche Beſtand war 
bisher auch in Preußen ein anderer. Nach dem preuß. Landrecht 
Th. 2. Tit. 12. ſteht Aufſicht und Direktion über die „gemeinen“ 
Schulen neben der Obrigkeit jedes Orts der Geiſtlichkeit der Ge⸗ 
meine zu, zu welcher die Schule gehört. Den „Kirchenvorſtehern“ 
einer jeden Gemeinde auf dem Lande und in kleinen Städten iſt die 
Aufſicht über die äußere Verfaſſung der Schulanſtalt und über die 
Aufrechterhaltung der dabei eingeführten Ordnung übertragen. Und 
unter der Vorausſetzung, daß die Schulen beſtimmten Kirchen und 
Kirchgemeinden angehören, wird beſtimmt, daß Niemandem, wegen 
Verſchiedenheit des Glaubensbekenntniſſes der Zutritt in öffentliche 
Schulen verſagt werden ſoll. In dem allen iſt anerkannt geblieben, 
daß die Schule, die ſich ſeit der Reformation nicht als Staatsinſtitut, 
ſondern als Schule der Kirche allerdings unter Mitwirkung des 
Staats und auf Grund der engen Verbindung zwiſchen Staat und 
Kirche gebildet und entwickelt hatte, auch ferner der Kirche wie dem | 
Staate gehören ſolle. Nicht ohne Grund ſtützt ſich freilich gegen⸗ 
wärtig die preußiſche Regierung auf die Verfaſſungsurkunde von 1850. 
In derſelben wird die öffentliche Volksſchule, neben welcher freilich 
unter ſtaatliche Aufſicht geſtellte Privat⸗Unterrichts⸗ und Erziehungs⸗ 


) So ſagte derſelbe z. B.: „Man legt demnächſt Gewicht auf die 
ganze hiſtoriſche Entwickelung der Verhältniſſe der Kirche zur Schule; man 
hebt hervor, die Lehre ſei der Kirche von Gott gegeben; man betont die 
Verminderung des Einfluſſes der Kirche durch dieſes Geſetz. Man hat uns 
heute ſpeciell hingewieſen auf den Gang der Schulgeſetzgebung im Preuß. 
Staate — — — Ja, m. H., dieſe Hinweiſungen und manche andere Ent⸗ 
wickelungen reconſtruiren mir den Kampf, der Statt hatte, als es ſich um 
Schaffung dieſes Verf.⸗Art 23 handelte (S. r.! L.); aber, m. H., dieſer 
Kampf mit dieſen Gründen — über deren Berechtigung ich nicht urtheile, es 
liegt viel Berechtigtes vielleicht darin — der iſt damals ausgekämpft worden, 
die Sache iſt enſchieden.“ 
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anſtalten geſtattet ſind, einfach als Staatsanſtalt hingeſtellt. Die 
Gemeinden, denen die Leitung der äußern Angelegenheiten der Schule 


zugeſtanden wird, ſind die bürgerlichen Gemeinden. Bei der Er⸗ 
richtung der öffentlichen Volksſchulen ſoll auf die confeſſionellen 
Verhältniſſe möglichſt Rückſicht genommen werden. Den religiöſen 
Unterricht in der Volksſchule leiten die betreffenden Religionsgeſell⸗ 


ſchaften. Alle dieſe Beſtimmungen laſſen wohl keinen Zweifel dar⸗ 


über zu, daß nach der Verfaſſungsurkunde von 1850 die Schule 
einfach Staatsanſtalt ſein ſoll. Aber die Beſtimmungen derſelben 


über das Schulweſen ſind bisher todtes Recht geblieben, da eine 


Uebergangsbeſtimmung dieſer Verfaſſungsurkunde feſtſtellt, daß bis 
zum Erlaß eines Unterrichtsgeſetzes es hinſichtlich des Schul⸗ und 
Unterrichtsweſens bei den bisher geltenden geſetzlichen Beſtimmungen 


bewenden ſolle. Bis jetzt beſtand alſo faktiſch auf dem Gebiet des 


Schulweſens das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche in der durch 
das allgemeine Landrecht feſtgeſtellten Weiſe fort, und erſt durch das 
neue Schulaufſichtsgeſetz iſt das in der Verfaſſungsurkunde unter den 
Nachwirkungen des Jahres 1848 aufgeſtellte Princip in die Wirklich⸗ 
keit eingeführt. Durch das neue Schulaufſichtsgeſetz iſt die Kirche 
als ſolche von jeder Theilnahme an der Schulaufſicht ausgeſchloſſen, 
denn auch wenn die Geiſtlichen als Schulinſpektoren fortfungiren, ſo 


thun ſie dies lediglich als Beamte des Staates, mit einem Mandat, 


von dem ſie anerkennen, daß ſie es vom Staate und nicht von 
ihrer Stellung in der Kirche haben. Dazu kommt, daß durch das 
Schulaufſichtsgeſetz auch nicht einmal das verwirklicht iſt, was durch 
die Verfaſſungsurkunde den betreffenden Religionsgeſellſchaften mit 
der Leitung des religiöſen Unterrichts in der Volksſchule zugeſichert 
iſt. Dieſe Zuſicherung verbleibt vor der Hand todtes Recht; ihre 
Verwirklichung iſt dem zukünftigen Unterrichtsgeſetze vorbehalten. 
Allerdings war ſchon ſeit lange unter der Herrſchaft territorialiſtiſcher 
Behandlung des Kirchenregiments das Schulweſen faktiſch der Kirche 
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dab immer mehr entzogen, daß daſſelbe in den höheren In⸗ 


ſtanzen beſondern ſtaatlichen Schulbehörden überwieſen war. In 
der Theilnahme der Geiſtlichen an der Schulinſpection hatte ſich 
nur ein letzter Reſt des alten Rechts der Kirche an der Schule 
0 erhalten und die evangeliſche Kirche hatte ſich über dieſen Verluſt 
damit zu tröſten, daß die Regierung zugleich die oberſte Spitze des 


Kirchenregiments der evangeliſchen Landeskirche und als ſolche der- 


ſelben verpflichtet war. Durch das neue Schulaufſichtsgeſetz iſt der 
Kirche auch der letzte Reſt ihres alten Rechts an der Schule ge⸗ 
nommen und derſelbe in den Beſitz des Staates überwieſen und 
zwar auf Grundlage von Principien, welche nach ausdrücklicher Be⸗ 
ſtimmung derſelben Verfaſſungsurkunde die Trennung von Staat 
und Kirche in ſich ſchließen, ſo daß, was an den Staat gekommen 
iſt, nun demſelben im Unterſchiede von der Kirche und ohne Rückſicht 


auf ſein Verhältniß zur Kirche gehört. Man ſieht, wie theuer der 


Kirche auf dem Gebiete des Schulweſens die territorialiſtiſche Ent⸗ 
wickelung des Kirchenregiments zu ſtehen kommen kann. Die prin⸗ 
cipielle Tragweite des neuen preuß. Schulaufſichtsgeſetzes liegt nach 
dem Geſagten klar genug vor, und das Jubelgeſchrei über daſſelbe von 
Seiten aller derer, die der Kirche des poſitiven chriſtlichen Glaubens 
feindlich gegenüberſtehen, iſt erklärlich genug. An der principiellen 
Tragweite des Geſetzes können auch die Abſichten der gegenwärtigen 
preußiſchen Regierung nichts ändern, und darum auch die Erklärungen 
der Miniſter nicht, daß die Abſicht fern liege, die Schule zu ent⸗ 
chriſtlichen. Man braucht durchaus nicht an der Aufrichtigkeit dieſer 
miniſteriellen Erklärungen zu zweifeln. Man braucht auch daran 
nicht zu zweifeln, daß die ernſtliche Abſicht beſteht, bald ein Unter⸗ 
richtsgeſetz zu erlaſſen, worin die in der Verfaſſungsurkunde den 
Religionsgeſellſchaften garantirte Leitung des religiöſen Unterrichts 
in der Volksſchule zur Verwirklichung gebracht wird. Man muß 

dennoch ſagen, daß der große und verhängnißvolle Schaden, der durch 
in | 4 i 


has Beer begründet wird, trotz dem Allen derselbe bleibt. dein 
Schaden liegt eben darin, daß die Schule der Kirche genommen und 
einſeitig zur Staatsanſtalt gemacht iſt. Auf dieſer Baſis kann zwar x 
der Staat die Abſicht haben, die Schule vom Chriſtenthume nicht 
loslöſen und deßhalb auch den Geiſtlichen und den Kirchen unter 
ſeiner Aufſicht und Direktion jeden Einfluß auf die Schule nicht 
entziehen zu wollen. Der Staat würde nicht weit kommen, wenn 
er die Schule entchriſtlichen und den Kirchen jeden Einfluß auf die⸗ 
ſelbe verſagen wollte. Aber es kann auf der Baſis, auf welche das | 
Schulweſen durch das Geſetz geſtellt iſt, nicht dasjenige Recht an 
der Schule und derjenige Einfluß auf dieſelbe der Kirche gewährt 
werden, worauf ſie Anſpruch machen muß, wenn ſie dem ihr von 
Gott gegebenen Berufe nicht untreu werden will und alſo mit gutem 
Gewiſſen überall an der Schule ſoll Theil nehmen können. Man 
erinnere ſich nur an die wahren Grundverhältniſſe, wie ſie hier in 
Betracht kommen. Die Volksſchule, in der neben dem Unterricht 
die Erziehung von weſentlicher Bedeutung iſt, kann nicht gedeihen, 
wenn in ihr der Religionsunterricht nur ein Fach neben andern 
Unterrichtsfächern bildet, wenn nicht der Unterricht und die Er⸗ 
ziehung überhaupt auf dem religiöſen Grunde ruht, wenn nicht die 
Religion die alles durchdringende Seele der Schule iſt. Alles aber, 
was dazu nothwendig iſt, kann die Schule und der Lehrer nur von 
der Kirche empfangen. Der Kirche iſt von Gott der Befehl gegeben, 
zu lehren alle Völker. Der Kirche ſind die Kinder durch die Taufe 
als ſolche eingepflanzt, welche durch ſie im Glauben unterwieſen 
und erzogen werden ſollen. Die Kirche, die ſo ein göttliches Recht 
auf die Unterweiſung und Erziehung der ihr zugehörigen Kinder 
im Glauben hat, beſitzt auch in dem ihr zur Verwaltung befohlenen | 
Worte allein das Mittel, diefe Aufgabe zu erfüllen. So gehört 
ihr kraft göttlichen Rechts die Schule nach ihrer weſentlichſten und 

grundlegenden Seite. Sie darf auch die Lehre, die ihr von Gott 
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befohlen iſt, gar nicht an eine ihr mit eigenem, unabhängigen Rechte 
gegenübertretende Anſtalt überlaſſen. Der Staat dagegen greift 
über ſeinen ihm von Gott gegebenen Beruf hinaus, wenn er die 
Schule, die auch den Unterricht in der Religion in ihren Bereich 
zieht, zur reinen Staatsanſtalt der Kirche gegenüber macht. Der 
Staat hat auch gar nicht die Mittel, die Aufgabe, die er an ſich 
nimmt, zu löſen. Mit welcher Autorität will der Staat nur die 
Unterweiſung getaufter Chriſtenkinder in der Religion an ſich 
nehmen und Einzelnen übertragen? Auf Grund welcher Autorität 
ſoll der Lehrer in der Volksſchule Chriſtenkindern Unterweiſung in 
ihrem Glauben geben? Auf welche Autorität ſtützt er ſich dabei den 
chriſtlichen Eltern der Kinder gegenüber? Der Staat, welcher ſelbſt 
dieſe Autorität nicht beſitzt, kann dieſelbe dem Lehrer nicht geben. 
Sie kann demſelben nur von der Kirche gegeben werden, wohl⸗ 
gemerkt von der Kirche, nicht etwa von der Geiſtlichkeit im Unter⸗ 
ſchiede von der Kirche. Der Lehrer der Volksſchule kann alſo die 
Autorität zur Lehre in der chriſtlichen Religion nur von dem Kirchen⸗ 
regiment erhalten. Es heißt das Recht der Kirche verneinen und 
eine Gegenkirche in der Schule aufrichten, wenn man in ihr eine 
von der Kirche unabhängige Lehrautorität in Sachen der Religion 
aufrichtet. Wenn aber die Kirche durch ihr Regiment dem Lehrer 
der Volksſchule die Autorität zum Unterricht der ihr angehörenden 
Kinder in ihrem Glauben zu ertheilen hat, ſo muß auch der Lehrer 
fortdauernd in dem damit gegebenen Abhängigkeitsverhältniß von 
der Kirche ſtehen. Die Kirche muß das Recht haben, die Autorität, 
die ſie ertheilt hat, zurückzunehmen, wenn ſie gemißbraucht wird. 
Die Kirche muß alſo eine Aufſicht über die Schule nach eigenem 
Rechte haben. Der Staat wird alſo nicht feſtſtellen dürfen, daß 
alle Beamten und alle Behörden, die mitzuwirken haben bei der 
Schulaufſicht, dabei im Namen des Staats handeln. Neben der 
ſtaatlichen Schulaufſicht wird der Staat ein Auffihtsrecht der Kirche 
4 * 
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anerkennen und gelten laſſen müffen. Hält es der Staat für nöthig, . 8 
feine ſtaatlichen Aufſichtsbehörden geſondert von den kirchlichen zun 
organifiren, um ungehemmt feine Aufgaben an der Schule löfen - 


zu können, jo wird er doch das der Kirche zukommende Aufſichts⸗ 
recht nicht hindern dürfen. Und hat der Staat unſtreitig das vollſte 
Recht, mit aller Schärfe gegen Alles einzuſchreiten, was im Gegen⸗ 
ſatze gegen den chriſtlichen Unterthanengehorſam und die chriſtliche 
Unterthanentreue etwa unter kirchlichem Einfluſſe in die Volksſchule 
eindringen und durch dieſelbe ſich zur Geltung bringen will, ſo iſt 
er doch nach göttlichem Rechte ebenſo auch verpflichtet, die Kirche 
nicht an der Ausübung ihres Rechts zu hindern. Und noch eins. 
Wer wird die Lehrer zu ihrem Berufe als Lehrer im Glauben der 
Kirche vorzubereiten haben? Wird nicht die Kirche nach ihrem eigenen 
Recht bei den Schullehrerſeminarien betheiligt ſein müſſen? Oder 
iſt nicht eben die Erziehung der Lehrer für ihren Beruf von der 
größten Bedeutung dafür, daß ſie ihre Aufgabe als Religionslehrer 
im Dienſte der Kirche recht vollziehen und zu vollziehen im Stande 
ſind? Was hat wohl ohne das die Leitung des religiöſen Unterrichts 
in der Volksſchule von Seiten der Kirche für eine Bedeutung, be⸗ 
ſonders Lehrern gegenüber, die als Staatsbeamte allein von ihren 
vorgeſetzten ſtaatlichen Behörden abhängen? Doch genug. Der Kirche 
kann ihr Recht an der Schule nur werden, wenn der Staat die⸗ 
ſelbe nicht einſeitig nur als Anſtalt des Staats behandelt, wenn er 
vielmehr, wie der Schulgemeinde auf Grund des Rechts der Eltern 
an ihren Kindern, ſo auch der Kirche, nicht blos einzelnen Geiſtlichen 
nach ſeinem Gutbefinden und als ſeinen Beamten, ſondern der 
Kirche einen Antheil nach eigenem, ſelbſtändigen Rechte an der 
Schule läßt. Nur dann wird es auch möglich fein, den chriſtlichen 
Charakter der Schule zu bewahren. Der Staat, auch wenn er es 
will, vermag den chriſtlichen Charakter der Schule auf die Dauer 
nicht ſicher zu ſtellen. Auf die Schule als Anſtalt des Staats haben 
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alle eh RN Mitglicder des Staats daſſelbe Recht, und 
die Art, wie die Schule des Staats zu behandeln iſt, hängt im 
| modernen Staat weſentlich mit von dem in der Repräſentation des 
Volks ſich geltend machenden Volkswillen ab. Und ſo darf ich es 
wohl als erwieſen anſehen, daß auf der Baſis, die das neue 
preußiſche Schulaufſichtsgeſetz geſchaffen hat, ein rechtes Zuſammen⸗ 
wirken von Staat und Kirche in der Schule zum Heile der Schule, 
des Staats und der Kirche nicht möglich iſt. Aber man hoffe auch 
nicht zu viel von dem in Ausſicht geſtellten Unterrichtsgeſetze und 
der darin zu erwartenden Ausführung der Beſtimmung der Ver⸗ 
faſſungsurkunde über die Leitung des religiöſen Unterrichts in der 
Volksſchule durch die betreffenden Religionsgeſellſchaften. Wie ſchon 
geſagt, ruhen die Beſtimmungen der Verfaſſungsurkunde über die 
Schule ebenfalls auf der Vorausſetzung, daß die öffentliche Schule 
reine Staatsanſtalt iſt. Jedenfalls haben dieſelben in dieſem Sinne 
durch das Schulaufſichtsgeſetz eine ſehr gewichtige Interpretation 
erfahren. Zudem kann der Kirche die Leitung des „religiöſen Unter⸗ 
richts“ nicht genügen; es wird ſich für ſie immer um die religiöſe 
Haltung der Schule überhaupt handeln müſſen. Und was heißt 
denn eigentlich Leitung des religiöſen Unterrichts? Was kann es 
heißen, ſo lange mit dem neuen Schulaufſichtsgeſetz der von dem 
Kultusminiſter formulirte Satz in Geltung bleibt, daß alle Be⸗ 
amten und alle Behörden, die mitzuwirken haben bei der Schul⸗ 
aufſicht, dabei im Namen des Staats handeln, und wenn dies 
nach der Erklärung des Kultusminiſters damit identiſch iſt, daß den 
religiöſen Geſellſchaften eine Mitaufſicht über die Schule nicht zu 
gewähren ſei? Allerdings wird möglicherweiſe durch das Unterrichts⸗ 
geſetz das Schulaufſichtsgeſetz wieder beſeitigt werden können. Aber 
wird man auf eine günſtigere Stimmung für Anerkennung des Rechts 
der Kirche an der Schule rechnen dürfen? Und doch wäre unſtreitig 
die allerfreundlichſte Auslegung des Satzes der Verfaſſungsurkunde 


a 
über die Leitung des religiöſen Unterrichts nothwendig, wenn auf 
Grund deſſelben das Recht der Kirche an der Schule, wie ſie es 
fordern muß, zur Anerkennung kommen ſollte. Die Fragen zwiſchen 
Staat und Kirche in den gemiſchten Sachen können übrigens ihre 


Erledigung erſt finden, wenn das Verhältniß zwiſchen der Kirche 
ſelbſt und dem Staate geordnet ſein wird. 
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